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Am 3. und 4. Juni 2016 versammelten sich an die 1.000 Menschen in einer Aktionskonferenz, 
um eine neue linke Organisierung zu wagen. Der „Aufbruch“ beschrieb sich selbst als eine 
„Organisierungskampagne“, welche bundesweit mit lokalen und regionalen Gruppen poli-
tische Aktivitäten durchführen sollte, unter dem Motto „Wir können uns die Reichen nicht 
mehr leisten!“. Am Ende diese Projekts sollte eine Neuformierung der österreichischen Lin-
ken stehen, doch was so vielversprechend begann konnte in dem folgenden 1 ½ bis 2 jähri-
gen Prozess nicht erfüllt werden und der Aufbruch zerfiel über die Zeit nahezu komplett. 

Wir waren als Gruppe Arbeiter*innenstandpunkt seit der Aktionskonferenz am Aufbruch 
in drei Bezirksgruppen in Wien beteiligt. Von Anfang an haben wir in dem Projekt für eine 
klare Orientierung auf die Arbeiter*innenklasse und im späteren Programmprozess für 
eine antikapitalistisch-revolutionäre Programmatik argumentiert. Dabei haben wir eine 
Reihe von Artikeln für unsere Zeitung und unsere Homepage veröffentlicht, die wir hier 
in chronologischer Reihenfolge gesammelt abdrucken. Dabei möchten wir besonders auf 
den letzten dieser Artikel, „Aufbruch: Welche Lehren aus dem Scheitern?“, verweisen, da 
er unsere zentrale Bilanz des Aufbruchs und auch unserer eigenen Arbeit darin sowie alle 
wichtigen politischen Schlussfolgerungen beinhaltet.

Wir haben uns im Februar 2018 aus dem Aufbruch zurückgezogen, weil sich das Scheitern 
des Projekts schon längst abgezeichnet hatte. Dass wir diese Broschüre erst  zwei Jahre 
danach veröffentlichen, hat vor allem zwei Ursachen. Erstens waren die hier abgedruckten 
Artikel auf unserer Homepage verfügbar. Zweitens, und das ist der wichtigere Punkt, sind 
wir auch schon früh nach dem unbestreitbaren Ende des Aufbruchs auf ein verbreitetes 
Desinteresse an einer Bilanz des Aufbruchs gestoßen. Mit Bedauern müssen wir hier an-
merken, dass sich die österreichische Linke bis heute kaum Rechenschaft über das Schei-
tern des Aufbruch abgelegt hat.

Nun, mit der Gründung des Wiener Wahlprojekts LINKS im Jänner 2020, sind wir mit 
einem ähnlichen Projekt wie dem Aufbruch konfrontiert, das auch teilweise von ähnlichen 
Kräften wie der damalige Aufbruch initiiert wurde. Wieder kommen viele verschiedene 
Menschen mit unterschiedlichen politischen Vorstellungen zusammen um eine neue linke 
Kraft aufzubauen. Im Unterschied zum Aufbruch gibt es in LINKS angesichts des Wahlan-
tritts von Anfang an das Bekenntnis zu einem Programmfindungsprozess. Das ist gewiss 
ein Fortschritt, denn der Aufbruch hat gezeigt, dass eine gemeinsame politische Praxis 
ohne programmatische Grundlage nicht möglich ist. Umgekehrt sind von Anfang an um 
einiges weniger Menschen beteiligt und ein Programm zu schaffen, welches dazu taugt, die 
Lohnabhängigen in diesem Land zu einer klassenbewussten Kraft gegenüber dem Kapital 
zu organisieren, wird angesichts der wieder sehr heterogenen politischen Zusammenset-
zung nicht einfach.

Die Erfahrungen des Aufbruch beinhalten bei weitem nicht alle Probleme, mit denen 
LINKS konfrontiert sein wird. Aber es gibt viele grundlegende Fragen, die hier erneut 
auftreten. Mit dieser Broschüre wollen wir einen Beitrag dazu leisten, dass gewisse Fehler 
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von damals nicht noch einmal wiederholt werden. Deshalb appellieren wir an alle Akti-
vist*innen, die Gründe für das Scheitern des Aufbruchs zu studieren, zu diskutieren und 
die Lehren daraus zu ziehen. Die Schlussworte unseres Bilanz-Artikels über den Aufbruch 
gelten immer noch: Wenn gemeinsame Schlussfolgerungen aus dem Aufbruch gezogen 
werden können, waren unsere Bemühungen keinesfalls umsonst.

An Stelle einer Einleitung ...

Nachdem unsere Artikel aus der Zeit des Aufbruchs selbst stammen und wir die Gescheh-
nisse von damals nicht systematisch für die Nachwelt aufbereitet haben, richten wir hier 
ein paar erklärende Worte an diejenigen, die den Aufbruch nicht selbst erlebt haben: Es 
gab in fast jedem Bundesland eine Aufbruch-Gruppe, wobei die überwältigende Mehrheit 
in Wien war. Es gab Lokalgruppen auf Gemeinde- oder Bezirksebene und Themengrup-
pen für Themen wie „Wohnen“, „Arbeit“ oder „Gesundheit und Soziales“. Aus all diesen 
Gruppen wurden 1-2 Vertreter*innen bestimmt, die in mehr oder weniger regelmäßigen 
Abständen von einigen Wochen zu sogenannten „Planungstreffen“ zusammenkamen. Auf 
diesen Treffen wurden die wichtigsten Entscheidungen getroffen und eine organisatorisch 
anleitende Koordination bestimmt. Das gemeinsame Ziel war eine übergeordnete Kampa-
gne unter dem schon genannten Motto „Wir können uns die Reichen nicht mehr leisten!“. 
Konkret war das in der ersten Phase eine Kampagne bzw. ein „Kampagnenbaustein“ zum 
Thema „Reichtum“ und in der zweiten Phase eine zum Thema „Wohnen“.

Nach der Sprengung der SPÖ-ÖVP Koalition durch den neuen ÖVP Chef Sebastian Kurz 
im Mai 2017 war klar, dass es Neuwahlen geben wird, weshalb im Aufbruch eine Dis-
kussion über einen Wahlantritt gemeinsam mit der KPÖ entstand (auf die Notwendig-
keit dieser Frage hatten wir übrigens schon im November 2016 und nochmal im Jänner 
2017 hingewiesen). Erst zu diesem Zeitpunkt wurde die Erarbeitung eines gemeinsamen 
Programms ernsthaft in Betracht gezogen. Die Entscheidung fiel gegen einen Wahlantritt 
und für eine Kampagne gegen eine drohende schwarz-blaue Regierung. Trotzdem wurde 
ein Programmfindungsprozess gestartet, an dessen Ende die Gründung von Aufbruch als 
einer antikapitalistischen Organisation stand. Mittlerweile war der Aufbruch aber schon 
längst auf nur ein paar Dutzend Aktivist*innen zusammengeschrumpft. Über den gesam-
ten Zeitraum war es nicht gelungen, eine ernsthafte Handlungsfähigkeit zu entfalten.
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DEN AUFBRUCH WAGEN HEISST 
AUCH NACH DER ORIENTIERUNG FRAGEN

Flugblatt für die Aktionskonferenz zur Gründung von Aufbruch, Juni 2016

Mehrere hundert Menschen versammeln sich in diesen Tagen um den Aufbruch zu 
wagen. Es ist der Versuch der österreichischen Linken aus der gesellschaftlichen Iso-
lation auszubrechen und linke Antworten auf soziale Probleme zu geben. Die Grup-
pe Arbeiter*innenstandpunkt unterstützt diese Initiative, denn sie ist eine Möglich-
keit gemeinsam die Kräfte zur Offensive zu sammeln, breiten Widerstand gegen 
Sozialabbau und Rassismus zu organisieren und über die Perspektiven linker Politik 
zu diskutieren.

Den Rechtsruck beantworten

In diesem Prozess stehen wir gerade am Anfang. Wir werden erst einmal unsere Aktivi-
täten definieren, uns angemessene Strukturen geben und Menschen in unsere Kampagne 
einbinden. Wir werden unsere Vorstellung zu den Themen Arbeit, Soziales und Wohnen 
abgleichen und sie nach außen tragen. Aber wir dürfen nicht außer Acht lassen: Österreich 
hat einen Rechtsruck erlebt, die Lage für Flüchtlinge wird weiterhin verschärft und rechte 
Parteien sind in Europa am Vormarsch, Österreich ist hier sogar ein Paradebeispiel. In der 
derzeitigen Lage werden wir nicht an den Themen Asyl und Migration vorbeikommen, 
auch wenn der Fokus unserer Kampagne auf soziale Themen gut und richtig ist. Zwar 
bedeutet Rassismus bekämpfen natürlich die soziale Frage zu stellen, aber für soziale For-
derungen zu kämpfen ohne sie mit der Solidarität gegenüber Geflüchteten und Menschen 
anderer Herkunft und Länder zu verbinden, bedeutet hier und heute ein Zurückweichen 
gegenüber dem Rassismus. Aktiver Antirassismus, verbunden mit dem Fokus auf soziale 
Themen, muss ein fixer Bestandteil des Aufbruchs sein.

Sich demokratisch organisieren

Für die Zeit nach der Konferenz müssen wir uns Strukturen geben und uns organisieren. 
Das ist wichtig, denn nur mit einer aktiven Basis können wir etwas verändern. Das muss 
auf lokaler Ebene passieren, wo wir uns in weiterer Folge auch verankern können. Wir 
müssen dabei zwei Aspketen Rechnung tragen. Wir brauchen Ortsgruppen in Stadtteilen 
oder Bezirken, die sich der gemeinsamen Umsetzung unserer Kampagne widmen. Auf der 
anderen Seite brauchen wir zu den verschiedenen Themen unserer Kampagne Strukturen, 
in denen wir unsere Positionen diskutieren und festlegen können. Wir werden dabei vie-
les Besprechen und wir werden uns oft auch streiten, so ist das wenn verschiedene Mei-
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nungen aufeinander treffen. Am Ende des Tages braucht es aber eine Entscheidung über 
unsere Politik, sonst werden wir nichts erreichen. Der Aufbruch muss ein demokratischer 
Diskussions- und Entscheidungsprozess sein, in dem die Meinung der Mehrheit den Aus-
schlag gibt.

Die richtigen Fragen stellen

Der Aufbruch sieht sich als eine Organisierungskampagne um in weiterer Folge die Zer-
splitterung der Linken zu überwinden. Zu diesem Zweck haben sich die unterschiedlichs-
ten Personen mit verschiedensten Meinungen versammelt. Das bedeutet aber auch, dass 
wir auf die „großen Fragen“ stoßen werden: Was für eine Organisation brauchen wir, ein 
Netzwerk oder eine Partei? Was für ein Programm brauchen wir, eines der Sozialreform 
oder eines der Revolution? Wo liegt die Macht, mit der wir diese Gesellschaft verändern 
können, in den staatlichen Institutionen oder in den Betrieben?

Weiters müssen wir uns auch fragen, wie wir die Krise der Sozialdemokratie für den Auf-
bau einer politischen Alternative nutzen können. In der Partei und in den Vorfeldorga-
nisationen ist die Unzufriedenheit groß, Kern kann das nur kurzfristig überspielen. Die 
nächsten Monate werden eine bisher einmalige Chance sein, die Monopolstellung der SPÖ 
als „linke“ Kraft und ihre Dominanz über die Gewerkschaften zumindest im Ansatz an-
zufechten. Welche Rolle können dabei ehemalige oder frustrierte Sozialdemokrat*innen 
spielen und wie können wir sie am besten in unsere Kampagne einbinden?

All diese Fragen werden wir nicht heute und auch nicht in ein paar Wochen beantworten, 
aber wir werden nicht um sie herum kommen. Dabei dürfen wir uns auch nicht der Illu-
sion hingeben, dass sich alle Beteiligten einig werden. Pluralität ist kein Selbstzweck. Der 
Aufbruch muss sich die wichtigen Fragen der eigenen Orientierung stellen.

Den richtigen Weg gehen

Um die Gesellschaft zu verändern muss man sie erst einmal beim Namen nennen: Kapita-
lismus. Hier spalten sich die Menschen entlang der Verhältnisse, die sie in der Produktion 
(und Verteilung) der zum Leben notwendigen Mittel eingehen. Die einen (die Kapita-
list*innen) besitzen dabei Grund, Maschinen und Rohstoffe, d.h. die Produktionsmittel. 
Die anderen (die Arbeiter*innen) besitzen keine Produktionsmittel und müssen ihre Ar-
beitskraft an die Kapitalist*innen verkaufen. Aus der Arbeit der Arbeiter*innen schöpfen 
die Reichen ihren Profit. Je stärker die Ausbeutung, desto höher der Profit und umgekehrt. 
Es ist diese profitorientierte Wirtschaftsweise, die verantwortlich ist für die Verschlechte-
rung unserer Arbeitsbedingungen, für den durch Abstiegsängste geschürten Rassismus, 
für die schonungslose Ausbeutung der Natur und für die verschärfte, zum Krieg tendie-
rende Konkurrenz am Weltmarkt. Um eine gerechte Gesellschaft ohne Ausbeutung und 
Unterdrückung zu schaffen, muss man den Kapitalismus überwinden. Und nicht nur das, 
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wenn wir im hier und heute für Verbesserungen innerhalb des Systems kämpfen, stoßen 
wir schnell an die Gesetze und die reale Macht der Reichen. Unsere eigene Macht kann 
nur aus der Arbeiter*innenklasse kommen, denn sie kann mit Streiks das System der Pro-
fitmacherei unterbrechen und sie kann die Kontrolle über die Produktion übernehmen 
und sie den Kapitalist*innen entreißen. Dass die Arbeiter*innenklasse kein ideologisches 
Konstrukt ist und dass sie die eigentliche Macht in der Gesellschaft inne hat, beweist ein 
einfacher Blick nach Frankreich, wo die Gewerkschaften das Land lahm legen.

Aber der Streik ist nicht alles, Politik ist ein vielfältiges Gebiet durch das sich die Klas-
sengegensätze auch außerhalb der Arbeitswelt ziehen. Deshalb ist ein Programm zur ge-
sellschaftlichen Veränderung notwendig, das sich auf die verschiedensten Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens bezieht und den Weg zur Machteroberung der Arbeiter*innen 
aufzeigt. Das Mittel zur Umsetzung eines solchen Programms, bei der es Überzeugungsar-
beit und die kollektive Aktion braucht, kann nur eine Partei sein. Das soll keine bürokrati-
sche, abgehobene Partei sein, wie wir sie alle zur Genüge kennen. Unsere Partei muss eine 
ganz andere sein, eine die sich auf die Arbeiter*innen selbst stützt, die aus einer aktiven 
Mitgliedschaft besteht, die demokratisch von unten nach oben aufgebaut ist und in der alle 
Gremien gewählt, rechenschaftspflichtig und jederzeit abwählbar sind. Vor allem muss sie 
aber eine Partei sein, die das Mittel zur Umsetzung ihres Programms nicht in der einfa-
chen Eroberung von Parlamentssitzen sieht, sondern die sich der Selbstorganisierung und 
Selbstermächtigung der Lohnabhängigen verschrieben hat. Am Ende unseres Weges muss 
der Aufbau einer antikapitalistisch-sozialistischen Arbeiter*innenpartei stehen.
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AUFBRUCH: 
EINE CHANCE FÜR DIE LINKE

Artikel aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 238, Juli 2016

Am 3. und 4. Juni fand in Wien-Liesing die Aktionskonferenz der Initiative „Aufbruch“ 
statt. Insgesamt nahmen laut den Veranstaltenden etwa 1.000 Menschen aus allen österrei-
chischen Bundesländern daran teil. Die Konferenz war der Auftakt einer Organisierungs-
kampagne unter dem Titel „Wir können uns die Reichen nicht mehr leisten“. Mit dieser 
Kampagne will man die soziale Frage in den Mittelpunkt der politischen Auseinanderset-
zung rücken. Am Ende des Projekts soll dann eine neuformierte Linke stehen, in welcher 
Form und mit welcher inhaltlichen Ausrichtung steht offen.

Eine solche Konferenz ist etwas Neues für die österreichische Linke. Mit der Krise der 
SPÖ, dem Rückgang ihres Einflusses in der Arbeiter*innenklasse und der Abwendung vie-
ler fortschrittlicher Menschen von ihrer Politik eröffnet sich der Spielraum für eine poli-
tische Alternative zu der angepassten reformistischen Partei. Viele Menschen sehen dazu 
nicht nur die Möglichkeit sondern gerade auch die Notwendigkeit. Deswegen wurde der 
Aufbruch gegründet und deswegen war die Aktionskonferenz sehr gut besucht. .

Ist eine Vereinigung möglich?

Bis jetzt war der Aufbruch eine Sammlung von Kräften, die sich nach einer handlungs-
fähigen linken Struktur sehnen. Das ist für den Anfang gut und wichtig und wenn das 
Projekt gut läuft, dann werden hoffentlich auch viele Weitere dazustoßen. Hier kommen 
Menschen mit den unterschiedlichsten politischen Hintergründen und Ansprüchen zu-
sammen: Solche ohne politischen Hintergrund, die sich eine linke Alternative wünschen, 
Aktivist*innen aus den sozialdemokratischen Jugendorganisationen, Junge Grüne, Mit-
glieder der KPÖ, linke Gewerkschafter*innen, Autonome und Trotzkist*innen. Viele von 
denen, die sich jetzt in die politische Auseinandersetzung begeben, werden deshalb auch 
Streit erleben und sie werden die Spaltung und Schwäche der linken Kräfte in Österreich 
kennen lernen. Sie werden sich eine gute Zusammenarbeit und letztlich das Überkommen 
dieser Schwäche durch eine politische Vereinigung wünschen, die sich viele vom Auf-
bruch erhoffen.

Das ist nachvollziehbar, aber auf jede Sammlung muss unweigerlich auch wieder eine Aus-
differenzierung folgen. Gerade in der Linken gibt es viele Differenzen und zwar nicht ohne 
Grund. So wie in der Gesellschaft der reichen Kapitalist*innen unterschiedliche politische 
Ideen existieren (zum Beispiel Liberalismus, Konservatismus oder Sozialreformismus), 
die der kapitalistischen Funktionsweise entspringen, so kennt auch die Arbeiter*innen-
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bewegung unterschiedliche Strömungen (zum Beispiel Anarchismus, Sozialdemokratie, 
Stalinismus oder Trotzkismus). Dahinter stehen entscheidende politische Fragen, die auch 
in einer neuen Organisation nicht verschwinden. Ist der Kapitalismus selbst abzulehnen 
oder soll man sich auf Verbesserungen im System beschränken? Gibt es eine Arbeiter*in-
nenklasse und wenn ja, kann sie die Kraft gesellschaftlicher Veränderung sein? Braucht es 
eine klare politische Plattform oder breite politische Formationen? Ist der Aufbruch für 
eine sozialistische Gesellschaft und wenn ja, welche Lehren zieht er aus den Erfahrungen 
des „Realsozialismus“?

Viele stellen sich Fragen wie eben erwähnt vielleicht zum ersten Mal oder haben keine 
klare Antwort darauf. Schlussendlich können wir der politischen Auseinandersetzung 
aber nicht aus dem Weg gehen, denn das Resultat wäre ein, perspektivloses und letztlich 
handlungsunfähiges Sammelbecken. Am Ende des Sammlungs- und Diskussionsprozes-
ses braucht der Aufbruch, wenn er etwas erreichen möchte, eine klare programmatische 
Grundlage.

Unser Ziel

Wir haben in einer ausführlicheren Stellungnahme für die Aktionskonferenz dargelegt, 
dass wir in Österreich eine Arbeiter*innenpartei brauchen, die den Kapitalismus überwin-
den kann und ihn durch den Sozialismus ersetzen muss, indem die wichtigsten Produk-
tionsmittel als Gemeineigentum unter demokratischer Kontrolle der Arbeitenden stehen. 
Eine solche Partei muss demokratisch sein und eine aktivistische Basis haben, sie muss auf 
einem klaren programmatischen Fundament stehen und ihre Vorhaben gemeinsam und 
geschlossen umsetzen. Sie muss ein Instrument zur revolutionären Machteroberung der 
Arbeiter*innenklasse sein.

Aber von so einer Arbeiter*innenpartei sind wir noch weit entfernt und die Grundlage 
dafür wird nur aus den gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen und einer starken 
Basis die auf gesellschaftspolitische Auseinandersetzungen einwirken kann, entstehen. 
Darum müssen wir uns so gut es geht mit einer zentralisierten Kampagnentätigkeit in 
die gesellschaftliche Auseinandersetzung einmischen. Der Aufbruch hat die Möglichkeit 
das zu tun und der Aufbruch hat das Potential noch viele weitere Mitstreiter*innen für 
die politische Auseinandersetzung zu gewinnen. Also lasst uns die Chance nutzen, um 
gemeinsam eine handlungsfähige, antikapitalistische Kraft aufzubauen!
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AUFBRUCH: 
POLITIK FÜR WEN? UND WIE?

Artikel aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 239, September 2016

Anfang Juni versammelten sich in Wien beinahe 1000 Menschen auf einer Aktionskon-
ferenz, die über die Perspektiven linker Politik in Österreich diskutierte und ein neues 
Linksprojekt begründete. Damit hat die Initiative „Aufbruch“ begonnen, eine Organisie-
rungskampagne, die rund um eine gemeinsame inhaltliche Tätigkeit Menschen in lokalen 
Gruppen organisieren möchte.

Angesichts der Schwäche der österreichischen Linken ist der „Aufbruch“ ein willkomme-
ner und vielversprechender Ansatzpunkt. Wann kamen zum letzten Mal in diesem Land 
so viele Menschen zusammen um die Frage linker Organisierung so praktisch aufzuwer-
fen? Auch wir beteiligen uns an der Kampagne, denn einerseits ist es notwendig die ge-
ringen Kräfte der Linken zu bündeln, andererseits wollen wir in den Prozess mitgestalten 
und revolutionäre Politik einem größeren Zusammenhang zur Diskussion stellen. Gerade 
deshalb möchten wir aber auch unsere Skepsis zum Ausdruck bringen, gegenüber einer 
Organisierung, die auf kaum einer inhaltlichen Basis steht, in der das Trennende zwischen 
linken Sozialdemokrat*innen, Grünen, alten KPÖlern, Trotzkist*innen, politisch Uner-
fahrenen, Postautonomen und anderen die Gemeinsamkeiten überwiegt.

Offene Fragen

Im Sinn eines „Prozesses von unten“ werden programmatische Eckpunkte zu einzelnen 
Kampagnenthemen in Arbeitsgruppen diskutiert. Dementsprechend findet schon viel 
Austausch in den Themengruppen zu „Arbeit“, „Gesundheit & Soziales“, „Reichtum“ und 
„Wohnen“ statt. Die Frage nach einem allgemeinen Programm eines linken Projekts ist 
als solche also noch gar nicht gestellt worden, praktisch werfen sie sich aber andauernd 
auf. In diesem Zusammenhang muss man sich auch gemeinsam damit auseinandersetzen 
wie die Gesellschaft überhaupt verändert werden kann, von wem und in wessen Interesse. 
Wir haben in unserem Flugblatt für die Aktionskonferenz Anfang Juni eine Antwort auf 
die Fragen „Für wen?“ und „Wie?“ formuliert, die wir an dieser Stelle (nur geringfügig 
verändert) wiederholen.

Klassenstandpunkt

Um die Gesellschaft zu verändern muss man sie erst einmal beim Namen nennen: Kapita-
lismus. Hier spalten sich die Menschen entlang der Verhältnisse, die sie in der Produktion 
(und Verteilung) der zum Leben notwendigen Mittel eingehen. Die einen (die Kapita-
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list*innen) besitzen dabei Grund, Maschinen und Rohstoffe, also die Produktionsmittel. 
Die anderen (die Arbeiter*innen) besitzen keine Produktionsmittel und müssen ihre Ar-
beitskraft an die Kapitalist*innen verkaufen. Aus der Arbeit der Arbeiter*innen schöpfen 
die Reichen ihren Profit. Je stärker die Ausbeutung, desto höher der Profit und umgekehrt. 
Es ist diese profitorientierte Wirtschaftsweise, die verantwortlich ist für die Verschlechte-
rung unserer Arbeitsbedingungen, für den durch Abstiegsängste befeuerten Rassismus, 
für die schonungslose Ausbeutung der Natur und für die verschärfte, zum Krieg tendie-
rende Konkurrenz am Weltmarkt. Um eine gerechte Gesellschaft ohne Ausbeutung und 
Unterdrückung zu schaffen, muss man den Kapitalismus überwinden. Und nicht nur das, 
wenn wir im hier und heute für Verbesserungen innerhalb des Systems kämpfen, stoßen 
wir schnell an die Gesetze und die reale Macht der Reichen. Unsere eigene Macht kann 
nur aus der Arbeiter*innenklasse kommen, denn sie kann mit Streiks das System der Pro-
fitmacherei unterbrechen und sie kann die Kontrolle über die Produktion übernehmen 
und sie den Kapitalist*innen entreißen. Dass die Arbeiter*innenklasse kein ideologisches 
Konstrukt ist und dass sie die eigentliche Macht in der Gesellschaft inne haben könnte, 
beweist ein schneller Blick nach Frankreich, wo die Gewerkschaften das Land im Kampf 
gegen die „Arbeitsmarktreform“ lahm legten.

Aber der Streik ist nicht alles, Politik ist ein vielfältiges Gebiet durch das sich die Klas-
sengegensätze auch außerhalb der Arbeitswelt ziehen. Deshalb ist ein Programm zur ge-
sellschaftlichen Veränderung notwendig, das sich auf die verschiedensten Bereiche der 
Gesellschaft bezieht und den Weg zur Machteroberung der Arbeiter*innen aufzeigt. Das 
Mittel zur Umsetzung eines solchen Programms, bei der es Überzeugungsarbeit und die 
kollektive Aktion braucht, kann nur eine Partei sein. Das soll keine bürokratische, ab-
gehobene Partei sein, wie wir sie alle zur Genüge kennen. Unsere Partei muss eine ganz 
andere sein, eine die sich auf die Arbeiter*innen selbst stützt, die aus einer aktiven Mit-
gliedschaft besteht, die demokratisch von unten nach oben aufgebaut ist und in der alle 
Gremien gewählt, rechenschaftspflichtig und jederzeit abwählbar sind. Vor allem muss sie 
aber eine Partei sein, die das Mittel zur Umsetzung ihres Programms nicht in der einfa-
chen Eroberung von Parlamentssitzen sieht, sondern die sich der Selbstorganisierung und 
Selbstermächtigung der Lohnabhängigen verschrieben hat. Am Ende unseres Weges muss 
der Aufbau einer revolutionären sozialistischen Arbeiter*innenpartei stehen.
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AUFBRUCH: 
WIE WEITER NACH DEN AKTIONSTAGEN?

Artikel aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 241, November 2016

Anfang Juni wurde in Österreich eine neues linkes Projekt aus der Wiege gehoben, 
der Aufbruch. Sein Ziel ist „der Kampf für einen Kurswechsel, für soziale Sicherheit 
und eine neue Art des Wirtschaftens, und für ein menschenwürdiges und gutes Le-
ben für alle“. Eine erste Aktionskonferenz im Juni dieses Jahres hat etwa 1000 Men-
schen angezogen und war damit das größte derartige Zusammentreffen der letzten 
Jahrzehnte in Österreich. Nach dem ersten gemeinsamen Treffen wurden unterschied-
liche Lokalgruppen in den einzelnen Wiener Bezirken und unterschiedlichen Ge-
meinden anderer österreichischer Bundesländer und übergreifende Kampagnen-
gruppen gegründet. An dieser Arbeit nehmen kontinuierlich gesamt etwa 200 bis 300  
Leute teil. 

Grundsätzlich sieht sich Aufbruch als Zusammenschluss unterschiedlicher linker Bünd-
nisse, Gruppen, sowie einzelner Menschen die den Anspruch haben sich unabhängig von 
den bereits bestehenden Parteien zu organisieren und eine linke Alternative aufzuzeigen.

Aufbruch-Aktionstage

Nach einer längeren Periode der unterschiedlichen Lokalgruppen-, Themengrup-
pen- und zusätzlicher Planungstreffen, fanden Ende Oktober die Aufbruch-Aktions-
tage statt, die unterschiedliche lokale Aktionen – mit einem starken Schwerpunkt in 
Wien – vom 27. bis zum 29. Oktober beinhalteten. Ziel war es zuerst durch eine grö-
ßere Aktion Medieninteresse zu wecken und anschließend in unterschiedlicheren klei-
neren Aktionen Leute zu mobilisieren. Der übergreifende Slogan „Wir können uns 
die Reichen nicht mehr leisten“ zog sich durch Transparent-Aktionen auf dem Bal-
kon der Casinos Austria und am Graben, eine „Suche nach dem Reichtum“, lokale  
Infostände und Stadtführungen.

Das erhoffte Medieninteresse blieb leider aus auch wenn die lokalen Aktionen den Kon-
takt zu interessierten Anrainer*innen finden konnten. So gut auch die politische Stoß-
richtung war gelang es aber dem Aufbruch nicht für die zentralen Aktionen über den 
eigenen Kern hinaus zu mobilisieren. Gesamt wäre es vermutlich vorteilhafter gewe-
sen, eine größere Aktion mit allen Aufbruch-Aktivist*innen zu planen um eine breite-
re Öffentlichkeit zu erreichen. Die Ziele die der Aufbruch für die Aktionstage hatte sind 
nicht erreicht worden, obwohl es mit den vorhandenen Ressourcen vermutlich möglich  
gewesen wäre.
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Warum wird aufgebrochen?

Auch die Aktionstage haben leider die Frage unbeantwortet gelassen in welcher Form und 
mit welcher Ausrichtung sich der Aufbruch letztlich formieren möchte, auch wenn es in-
nerhalb der Kampagne bereits Diskussionen dazu gibt. Das Ziel einer neuformierten Lin-
ken steht fest, zu den politischen Grundlagen und der notwendigen Organisationsstruktur 
wurden aber noch keine gemeinsame Lösung gefunden. Das ist kein dramatisches Pro-
blem für einen so neuen und so pluralen Prozess, muss aber rasch überwunden werden 
wenn die angestrebte Neuformierung handlungsfähig sein will.

Da im Aufbruch unterschiedliche Menschen mit unterschiedlichem politischen Hinter-
grund zusammengefunden haben – von vorher unorganisierten Linken, über das Um-
feld von Sozialdemokratie, Grünen und ATTAC, bis hin zu Organisationen der radikalen 
Linken – sind Entscheidungsprozesse oft schleppend. Die Strukturen, die selbst noch im 
Aufbau sind, erschweren natürlicherweise ein rasches Handeln häufig, machen aber auch 
eine innere Demokratie über kontroverse Fragen fast unmöglich.

Wie aufbrechen?

Die erste Aktionskonferenz, die sehr gut besucht war, ist bereits fünf Monate her und es 
wäre ein Fehler sich nun auf deren Erfolg auszuruhen. Seitdem hat sich einiges getan, 
und viele der im Aufbruch aufgeworfenen Fragen sind noch nicht ausdiskutiert oder be-
antwortet. In den bestehenden Strukturen ist für viele Aktivist*innen unklar wo die Zu-
ständigkeiten liegen, wie sie sich beteiligen können und wer eigentlich die Entscheidun-
gen trifft. Wenn sich so etwas verfestigt kann eine bürokratische Struktur entstehen. Eine 
funktionierende interne Demokratie aufzubauen wird eine zentrale Aufgabe der nächsten 
Monate sein.

Um diese Unsicherheiten zu überwinden und Verantwortungen festzulegen wäre es sinn-
voll Mitgliederstrukturen zu schaffen die aufzeigen, wer bereit ist Verantwortung zu über-
nehmen. Es muss außerdem klar definiert werden, welche Befugnisse die einzelnen Grup-
pen haben und wer für die Koordination der inhaltlichen Schwerpunkte zuständig ist. 
Dafür schlagen wir gewählte und jederzeit abwählbare Leitungsstrukturen, aufbauend auf 
dem gegenwärtigen System der „Koordination“, vor..

Der Aufbruch konzentriert sich momentan stark auf lokale Strukturen, was einerseits 
mehrere parallele Aktionen ermöglicht, auf der anderen Seite aber die einzelnen Gruppen 
auch isoliert. Es wäre sinnvoll, einerseits häufiger Aktionen zu planen die vom gesamten 
Aufbruch getragen werden, und andererseits zu kleine Lokalgruppen zusammenzulegen. 
Das würde dazu führen dass die lokalen Gruppen tatsächlich eigenständige Aktionen 
durchführen können, aber auch dazu, dass eine politische Diskussion stattfindet.
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Gemeinsamkeiten festlegen

Ein zentrales Problem ist auch dass sich der Aufbau nur in Ansätzen auf Grundsätze geei-
nigt hat. Wenn es gelingen soll die linken Strukturen neuzuformieren und handlungsfähig 
zu werden dann müssen zumindest auf die zentralen politischen Fragen gemeinsame Ant-
worten gegeben werden.

Da sich abzeichnet, dass die Meinungen gerade in Bezug auf die Frage „Reform oder Re-
volution“ weit auseinander gehen würden, wird sich vor einer tieferen inhaltlichen Ausei-
nandersetzung eher gescheut, aus Angst dadurch Aktivist*innen zu verlieren. Aber genau 
diese unausgesprochene Uneinigkeit kann dazu führen, dass dieses wichtige Projekt im 
Sand verläuft. Spätestens wenn es um die – eventuell schon nächstes Jahr stattfindenden 
– Nationalratswahlen geht, stellt sich die Frage einer möglichen Kandidatur des Aufbruch 
und der gemeinsamen Reaktion auf die drohende schwarz-blaue Koalition. Diese Ent-
scheidung sollte nicht aufgeschoben werden, sondern diskutiert und gemeinsam beschlos-
sen werden.

Es wird notwendig sein zu diesen Fragen ein Positionspapier zu erarbeiten dessen Schluss-
folgerungen von allen umgesetzt werden und dem Niedergang der Sozialdemokratie und 
der zunehmenden Selbstsicherheit der Rechten eine kämpferische Alternative für die 
Arbeiter*innen und Unterdrückten entgegenzusetzen. Dazu muss es aber gelingen, die 
eigene Politik konkret zu definieren, fassbar zu machen und in reale Kämpfe mit dem be-
stehenden System umzusetzen, auch wenn es dabei zu Konflikten kommt.
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EIN HALBES JAHR  
„AUFBRUCH“

Artikel/Diskussionsbeitrag aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 242, Jänner 2017

Sieben Monate sind keine kurze Zeit für politischen Aktivismus, wohl aber für eine neuge-
gründete politische Bewegung. Sie muss anlaufen, sie muss sich strukturieren, sie muss sich 
Ziele stecken und sich reflektieren. All das hat der Aufbruch seit der Aktionskonferenz im 
Juni 2016 getan. Das hat seine Zeit gebraucht, immerhin sind hier Leute mit unterschied-
lichen politischen Vorstellungen zusammengekommen, um die Reichtumsverteilung in 
Österreich mit einer gemeinsamen Kampagne anzugreifen. Wir mussten uns zusammen-
finden, uns organisieren, diskutieren, Entscheidungen treffen und in Aktion treten – und 
all das von unten nach oben. Aber wenn wir erfolgreich sein wollen, müssen wir unser 
Handeln bilanzieren und daraus Veränderung ableiten. Das ist bitter nötig, denn der Auf-
bruch ist weit von jener starken und handlungsfähigen Kraft entfernt dieer werden will. 

Eine kritische Bilanz unserer Tätigkeit

Die Aktionskonferenz war ein gelungener Ausgangspunkt für einen Aufbruch. Bis zu 
1.000 Menschen versammelten sich und waren zu einer Kampagne bereit, die die sozi-
ale Frage wieder in den Vordergrund der politischen Auseinandersetzung rücken sollte. 
Schon vor Ort hat man sich in Lokalgruppen zusammen gefunden und konnte so die erste 
Hürde in der Organisierung überwinden. Das Ziel war klar: eine Organisierungskampag-
ne unter dem Slogan „Wir können uns die Reichen nicht mehr leisten!“. Seither ist einiges 
Bemerkenswertes passiert – Gruppen haben sich getroffen und diskutiert, Themengrup-
pen haben Inhalte erarbeitet, Aktivist*innen waren gemeinsam auf Demonstrationen, es 
gab regelmäßige Planungstreffen und vieles mehr. Die Aktionstage wurden langfristig vor-
bereitet und sollten der vorläufige Höhepunkt unserer Kampagne sein.

Trotzdem wurden die Aktionstage zu einem Misserfolg und das in vielerlei Hinsicht. Bun-
desweit haben vermutlich nicht viel mehr als 100 Menschen teilgenommen, es gelang also 
nicht, die Mehrheit der Teilnehmer*innen der ersten Aktionskonferenz zu mobilisieren 
geschweige denn, über die bisher Beteiligten hinaus Aktivist*innen miteinzubeziehen. Das 
wäre aber eine wichtige Aufgabe gewesen. Abseits unseres Slogans konnten wir kaum For-
derungen formulieren geschweige denn politische Vorstellungen vermitteln. Es konnten 
zwar einige Leute, besonders durch Gespräche, erreicht werden, aber wir konnten nur 
wenige in die Aktivitäten und in weiterer Folge in unsere Strukturen einbinden. Von den 
Medien wurden wir ignoriert, das Ziel Aufmerksamkeit zu generieren wurde also verfehlt. 
Ungeachtet dieser negativen Aspekte wurden die Aktionstage am darauf folgenden Pla-
nungstreffen weitgehend positiv bilanziert.
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Auf dem Planungstreffen haben wir auch die nächste Kampagnenphase festgelegt. Auch 
wenn man angesichts der Gerüchte über die Ausgliederung des Krankenanstaltenver-
bunds und angesichts auf die Barrikaden steigender Ärzt*innen den Fokus auf „Wohnen“ 
statt auf „Gesundheit und Soziales“ hinterfragen kann, gilt es nun an einem Strang zu 
ziehen. Dabei erweist sich der Aufbruch als extrem schwerfällig. Ungeachtet aller guten 
Gründe dafür gibt es seit zwei Monaten keine gemeinsame Kampagnentätigkeit. Das war 
auch schon beim Kampagnenbaustein „Reichtum“ ein Problem, das die Lokalgruppen in 
unkoordinierter Tätigkeit oder gar Passivität drängte, sodass der Aufbruch heute um ein 
Vielfaches schwächer aufgestellt ist als es noch im Sommer aussah.

So wie bisher kann‘s nicht weiter gehen

Der Aufbruch ist nicht handlungsfähig, zumindest nicht so wie er es sein sollte. Das mag im 
ersten Moment als Problem der Strukturen erscheinen, das ist aber nicht die ganze Wahr-
heit. Die Handlungsprobleme liegen nicht so sehr in der Form, sondern auch im Inhalt. 

Inhaltlich konnten wir sowohl in der Reichtumskampagne als auch in den lokalen Grup-
penaktivitäten beobachten, wie schwierig eine ernsthafte Aktivität ist, wenn es kaum kla-
re Positionen und Strategien gibt um die herum wir aktiv werden können. Nun ist der 
Aufbruch keine Partei und kein Propagandaverein sondern eine Organisation zur Umset-
zung einer Kampagne. Aber jede Kampagne braucht klare Forderungen und Vorschläge  
zum Handeln.

Zur Form: Im Ausrichten der Kampagne hat sich der Aufbruch als zu schwerfällig er-
wiesen. Auch auf viele wichtige Entwicklungen, von Kollektivvertragsverhandlungen bis 
zu den Kürzungen der Mindestsicherung, haben wir nicht reagieren können. Die Lösung 
kann aber nicht ein Abbau demokratischer Entscheidungsfindungsprozesse sein. Inner-
organisatorische Demokratie ist unser Instrument zur politischen Verständigung, zur 
solidarischen Mehrheitsfindung und ein Kontrollmechanismus gegenüber möglichen 
bürokratischen Tendenzen. Wenn wir die demokratischen Entscheidungsprozesse erhal-
ten wollen aber gleichzeitig effizienter sein wollen, dann dürfen wir diesen Prozess nicht 
so stark wie bisher als Einbahnstraße verstehen, also von den Gruppen in Richtung Ko-
ordination. Das heißt die wichtigen Entscheidungen müssen natürlich in den Gruppen 
diskutiert und über Delegierte auf den Planungstreffen gefällt werden. Aber die Koor-
dination darf nicht nur koordinieren, sie muss auch verstärkt anleitend wirken. Das be-
deutet Vorschläge für die wichtigen Entscheidungen zu erarbeiten und in untergeordne-
ten Fragen Entscheidungen zu treffen, insbesondere wenn es um die Umsetzung unserer  
geplanten Kampagnenphasen geht.
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Wohin wollen wir?

Die Frage wohin wir mit unserem Projekt überhaupt wollen ist seit der Aktionskonfe-
renz offen. Soll der Aufbruch eine Kampagne sein, eine Einheitsfront zur Umsetzung 
bestimmter Fordungen? Oder soll der Aufbruch ein Umgruppierungsprojekt in der Lin-
ken zum Aufbau einer neuen politischen Organisation oder Partei sein? Im Moment 
ist der Aufbruch irgendwie alles auf einmal und somit nichts davon wirklich. Herun-
tergebrochen ist der Aufbruch ein Hybrid aus Kampagne und Umgruppierung dem es 
sowohl für den einen als auch den anderen Anspruch an politischer Zielsetzung fehlt. 
Der Grund dafür sind die teils sehr unterschiedlichen Vorstellungen darüber, was der 
Aufbruch sein soll, die sich gegenüberstehen. Das ist unvermeidlich wenn man unter-
schiedliche Kräfte für eine Kampagne sammelt. Wenn wir aber über die Kampagne hinaus 
gehen wollen müssen wir diese Ideen ausdiskutieren und zu einer klaren gemeinsamen  
Vorstellung kommen.

Es ist möglich einfach „pragmatisch“ an diese offenen Fragen heranzugehen, aber 
schon die Praxis selbst zwingt uns über den gegenwärtigen Zustand hinauszuden-
ken. Das beste Beispiel dafür ist die Frage einer Kandidatur zu den nächsten Natio-
nalratswahlen. Die Präsidentschaftswahlen sind vorüber und damit die Notwendig-
keit der Regierungsparteien zu Zurückhaltung. Auf mögliche Neuwahlen im Jahr 
2017 müssen wir vorbereitet sein. Der rechte Kurz-Lopatka Flügel in der ÖVP orien-
tiert sich auf eine blau-schwarze Allianz. Auch Kräfte in der SPÖ, aus Gewerkschafts-
kreisen oder in Burgenland, favorisieren eine Koalition mit der FPÖ gegenüber Rot-
Schwarz. Aber auch wenn es nicht zu Neuwahlen kommt, der reguläre Wahltermin 2018  
ist nicht sehr weit.

Die nächsten Nationalratswahlen werden eine zentrale Auseinandersetzung in der po-
litischen Landschaft sein. Wenn es uns nicht gelingt, hier sichtbar und erfolgreich auf-
zutreten, Alternativen zu sowohl großkoalitionärem Status Quo als auch rassistischer 
Anti-Establishment-Rhetorik anzubieten, versagen wir in unserem Anspruch es anders 
weitergehen zu lassen als bisher.

Der Schritt in Richtung einer Kandidatur geht nicht ohne Umwandlung des Aufbruchs 
in eine Wahlplattform. Das wäre, falls es unsere Kräfte erlauben, auch wichtiger Zug, ein 
erfolgreicher Wahlantritt könnte dem Aufbruch die Aufmerksamkeit und den Zustrom 
bescheren, der uns bisher in unserer Kampagne verwehrt blieb. Gleichzeitig haben wir im 
Falle eines Fehlschlags nur wenig bis gar nichts zu verlieren.

Eine Kandidatur wirft natürlich programmatische Fragen auf die es zu beantworten gilt. 
Davor sollten wir auch nicht zurückschrecken weil wir dabei auf Meinungsverschieden-
heiten stoßen werden. Um eine programmatische Klärung kommt der Aufbruch nicht 
umhin und es ist eine Illusion zu glauben, der Aufbruch könne erfolgreich werden wenn 
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er politisch nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner handelt. Das Ziel des Aufbruchs ist 
politische Veränderung und das geht nur mit einer klaren Strategie, die wir in gesellschaft-
lichen Auseinandersetzungen vorschlagen.

Eine programmatische Klärung ist auch notwendig um falsche Strategien zu vermieden, 
wie die reformistischen Sackgassen der Sozialdemokratie. Wir müssen uns darüber klar 
sein für wen wir Politik machen und warum. Wenn wir nicht nur die ungerechte Reich-
tumsverteilung sondern das dahinter stehende politische System angreifen wollen müs-
sen wir die Arbeiter*innenklasse als das entscheidende, revolutionäre, Subjekt in dieser 
Gesellschaft erkennen. Es geht darum das Interesse dieser Klasse gegenüber dem Kapital 
überall hervorzuheben und diese Klasse als Gegenmacht zur kapitalistischen Ausbeutung 
zu organisieren. Der Aufbruch darf keine parlamentarische Partei der gesellschaftlichen 
Elite werden. Der Aufbruch muss ein Instrument zur Überwindung des Kapitalismus wer-
den – eine sozialistische Arbeiter*innenpartei.

Die Weichen stellen

So wie die Dinge stehen droht der Aufbruch von den politischen Entwicklungen über-
rollt zu werden falls es zu Neuwahlen kommt und seien sie erst im Oktober und nicht im 
Mai. Wir müssen uns also entscheiden und zwar jetzt: Wahlantritt ja oder nein? Wenn 
wir einen möglichen Wahlantritt nicht nutzen, wird der Aufbruch politisch unklar und 
gesellschaftlich isoliert bleiben. In diesem Fall wird er entweder hoffnungslos neben ei-
ner sozialdemokratischen Oppositionspartei unsichtbar bleiben oder die Anziehungskraft 
missen um bei einer blau-roten Koalition von Spannungen im sozialdemokratischen Mi-
leu zu profitieren.

Wir müssen so früh wie möglich die Weichen für einen möglichen Wahlantritt stellen. 
Dazu müssen wir eine Programmfindungsdebatte eröffnen an derem Ende eine Aktions-
konferenz steht. Hier können wir demokratische Entscheidungen über unterschiedliche 
Vorstellungen und Forderungen fällen, wir können mediale Aufmerksamkeit auf uns len-
ken und wir können neue Kräfte einbinden, die an einer linken Kandidatur interessiert 
sind.

Die Nationalratswahlen geben uns die Möglichkeit die soziale Frage wieder stärker in die 
gesellschaftliche Auseinandersetzung zu tragen und nicht nur das, sie geben uns auch die 
Möglichkeit diese Frage antikapitalistisch zu beantworten. Begreifen wir das als Chance 
den Aufbruch quantitativ und qualitativ weiterzuentwickeln und seine derzeitigen Pro-
bleme zu überwinden. Je länger wir warten umso unvorbereiteter sind wir, umso eher 
werden wir scheitern. Einen Rückzieher können wir später immer noch machen. Die Zeit 
zu handeln ist jetzt gekommen.
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AUFBRUCH-KAMPAGNE: 
KEIN PROFIT MIT DEM WOHNEN!

Artikel aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 244, März 2017

Die Initiative „Aufbruch“ startet ab März mit einer neuen Kampagne unter dem Slogan 
„Kein Profit mit Wohnraum!“. In den Worten von Aufbruch ist das ein „Kampagnenbau-
stein“, der sich in die Kampagne „Wir können uns die Reichen nicht mehr leisten!“ einord-
net, für die Aufbruch im vergangenen Jahr gegründet wurde. Erste Pläne für Aktivitäten 
bis zum Sommer gibt es jetzt schon.

Schlechter Wohnen

Die neue Aufbruch-Kampagne ist zweifelsohne wichtig, denn Wohnen in Österreich wird 
immer teurer und das Thema ist für die österreichische Linke zwar kein Neuland, aber 
doch ein ziemlich blinder Fleck. Jedenfalls sind laut Statistik Austria die Bruttomieten im 
Zeitraum 2008-2014 um 22 % gestiegen, dabei stieg der Nettohauptmietzins (die Miete 
ohne Betriebskosten) um 25 %, während die Betriebskosten mit einer Steigerung von 13 % 
ca. im Bereich der Inflation lagen. An der Spitze der Teuerung stehen dabei mit 28 % Brut-
tomietsteigerung die Privatwohnungen, die offenkundig den preistreibenden Faktor dar-
stellen. Ein großes Problem auf diesem Gebiet, neben mangelndem kommunalem Wohn-
bau und Städtewachstum, sind befristete Mietverträge, die immer wieder Mieterhöhungen 
ermöglichen und mittlerweile die Mehrheit privater Neuverträge stellen. Zusätzlich stehen 
alleine in Wien bis zu 100.000 Wohnungen leer, allerdings fängt hier das Problem schon 
damit an, dass der Staat gar keine Daten über den existierenden Leerstand erhebt! Aber 
wie hoch der Leerstand auch immer sein mag, es sollte klar sein: die Teuerung am Woh-
nungsmarkt zieht uns mittelfristig das Geld aus den Taschen!

Was können wir erwarten?

Los geht‘s jedenfalls mit einer vermutlich eher kleinen Medienaktion am 11. März. Ab 
dann werden in den Bundesländern interne Auftaktveranstaltungen der Aufbruch-Akti-
vist*innen organisiert, um die Inhalte der Kampagne und deren Umsetzung zu diskutie-
ren. An verschiedenen „runden Tischen“ wird weiters inhaltlicher und organisatorischer 
Austausch organisiert. Am 31. März folgt dann der erste Meilenstein der Kampagne an-
lässlich der Erhöhung des Richtwertmietzinses. Hier soll es eine Aktion geben, da die Er-
höhung viele Menschen betrifft und medienwirksam behandelt werden kann. Abgerundet 
wird dieser Tag mit einer Podiumsdiskussion und einer Party. Mit einer Unterschriften-
sammlung will man mit den Leuten in Kontakt kommen. Der 7. April steht als Aktions-
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tag der Lokalgruppen gegen Energie-Nachzahlungen im Raum. Den zweiten Meilenstein 
bildet dann der 1. Mai an dem womöglich ein eigenes Fest organisiert wird. Danach soll 
es am 12. Mai wieder einen weiteren Aktionstag der Gruppen geben, diesmal zum Thema 
„öffentlicher Verkehr“. Der 9. Juni ist als großer Aktionstag angedacht, an dem durch Er-
richtung von Zeltstädten in ganz Österreich eine öffentliche Wohnbauoffensive gefordert 
wird. Schließlich findet die Kampagne am 24. Juni mit einer Abschluss-Demonstration 
in Wien ihr Ende. Sie ist das Hauptevent und soll über den ganzen Zeitraum beworben 
werden.

Wofür kämpfen?

Ein Problem der Kampagne ist sicher, dass in den verschiedenen Gruppen des Aufbruchs 
bisher wenig inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Thema stattgefunden hat und wenn, 
dann erst einmal mit den Problemen und sehr wenig mit den Lösungen. Auch in der Kam-
pagne scheint es bisher, dass kaum klare Forderungen vorgesehen sind und das obwohl 
in einer Themengruppe schon einiges an Positionierung erarbeitet wurde. Das Problem 
drückt sich auch darin aus, dass für einige nicht klar ist was „Kein Profit mit Wohnen!“ ei-
gentlich genau bedeuten soll. Konsequent bedacht läuft diese Forderung natürlich auf die 
Abschaffung des privaten Wohnungsmarktes hinaus, womit Antikapitalist*innen natür-
lich kein Problem haben sollten – aber wie und in welcher Form das passieren soll bleibt 
offen. Abseits der Notwendigkeit solche „großen“ politischen Fragen zu klären braucht es 
aber auch greifbare, konkrete Forderungen für die wir kämpfen können. Ohne eine solche 
Programmatik bleibt die Kampagne sonst ein zahnloses Abstraktum.

Eine Chance

Die Pläne für die Kampagne sind umfassender und besser durchdacht als es in der Ver-
gangenheit im Aufbruch der Fall war. Damit ergibt sich auch die Möglichkeit, dass der 
Aufbruch der Bezeichnung „Organisierungskampagne“ gerecht wird. Damit wir aber auch 
programmatisch voran kommen müssen die bisher erarbeiteten Inhalte und Forderungen 
in den Aufbruch-Gruppen diskutiert werden und in die Kampagne einfließen. Bei dieser 
Gelegenheit können wir die Positionen auch weiterentwickeln, beispielsweise anhand der 
Fragen: Was bedeutet „Kein Proft mit Wohnen“? Wie kann eine staatliche Wohnbauoffen-
sive finanziert werden? Wie soll eine Mietzinsobergrenze aussehen? Wann und wie ist die 
Beschlagnahme von Leerstand sinnvoll? Wo braucht es Enteignung und wie kommen wir 
zu einer demokratischen, nach Bedürfnissen geregelten Wohnplanung?
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WOHNEN: GRUNDZÜGE  
SOZIALISTISCHER WOHNUNGSPOLITIK

Artikel aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 248, Juli 2017

Mit einer Demonstration am 1. Juli durch den 16. Bezirk in Wien fand die Kampagne der 
Initiative Aufbruch unter dem Titel „Keine Profite mit der Miete! Keine Millionen mit dem 
Wohnen!“ ihr Ende. Für die Gruppe Arbeiter*innenstandpunkt war das eine Gelegenheit 
die eigene Programmatik zu diesem Thema zu vertiefen. Im Folgenden veröffentlichen wir 
unsere Ergebnisse und rufen alle linken Initiativen zur Diskussion auf.

Wohnen ist ein Grundbedürfnis – ein Grundbedürfnis, das durch die Mechanismen des 
herrschenden Wirtschaftssystems für immer mehr Menschen immer weniger befriedigt 
werden kann. Die Preise für Mieten und Eigentum steigen schnell und werden eine immer 
größere Belastung für Arbeiter*innen, Arbeitslose, Jugendliche und Pensionist*innen. Der 
Gegensatz zwischen einfachen Mieter*innen bzw. kleinen Eigentümer*innen und vermie-
tenden Hausbesitzer*innen ist im Wesentlichen ein Konflikt zwischen Arbeiter*innenklasse 
und Immobilien-Kapitalist*innen. Nicht weil eine Ausbeutung der Mieter*innen vorliegt, 
sondern weil sich auf den zwei Seiten im Wesentlichen Arbeiter*innen und Unterneh-
mer*innen gegenüberstehen. Die Wohnkosten sind dabei direkte oder indirekte Bestand-
teile der Lohnkosten. Die Teuerung am Wohn- und Immobilienmarkt bedeutet erhöhte 
Lebenskosten dieser proletarischen Schichten. Gleichzeitig erhöht sich dadurch der Wert 
der Ware Arbeitskraft, dessen Abgeltung die Kapitalist*innenklasse zu vermeiden versucht. 

Der Kampf für leistbares Wohnen ist für die proletarischen Schichten somit untrennbar 
verbunden mit dem Kampf um die Verkaufsbedingungen der Ware Arbeitskraft, d.h. mit 
dem gewerkschaftlichen Kampf. Die Alternative in Form von Wohneigentum ist für die 
Arbeiter*innenklasse keine Lösung, das Eigentum schränkt die Mobilität am Arbeitsmarkt 
ein und steigert die Unterwürfigkeit unter das Kapital durch Verschuldung der Haushalte. 
Will die Arbeiter*innenklasse nicht von der Teuerung erdrückt werden reicht der Kampf 
für bessere Löhne aber nicht, sie muss einen politischen Kampf führen um die Wohnver-
hältnisse im Kapitalismus selbst und gegen den Kapitalismus im Allgemeinen.

Die Situation am Wohnungsmarkt

Die Mietpreise in Österreich haben sich in den vergangenen Jahren etwa doppelt so 
schnell entwickelt wie die allgemeine Inflation. Die Teuerung betrifft in ähnlicher Weise 
auch die Immobilienpreise. Von der Teuerung betroffen sind besonders die Ballungszent-
ren Wien, Innsbruck und Eisenstadt. Die jährlich gebauten 50.000 zusätzlichen Wohnun-
gen decken die Nachfragesteigerung nicht, dabei stehen alleine in Wien vermutlich mehr 
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als 80.000 Wohnungen leer. Die preistreibenden Faktoren liegen vor allem am privaten 
Wohnungsmarkt, wo die Mieten in vielen Fällen durch freie Vermietbarkeit und aufgrund 
der überhängenden Nachfrage durch die Vermieter*innen erhöht werden. Ein wichtiger 
Mechanismus ist dabei die Befristung der Mietverhältnisse, die eine regelmäßige Miet-
preiserhöhung ermöglicht und etwas mehr als zwei Drittel aller Neuverträge umfasst. Die 
Teuerung betrifft aber auch den gemeinnützigen Sektor und den Gemeindebau. Befeuert 
wurde diese Entwicklung durch einen verringerten Eingriff des Staates, der lange Zeit auf 
öffentlichen Wohnbau verzichtete und den geförderten Wohnbau gegenüber den 90er- 
Jahren um die Hälfte reduziert hat. Auch der Zugang zu den Wohnungen des öffentlichen 
Wohnbaus, wie Gemeinde- und Genossenschaftswohnungen, wurde in den letzten Jahren 
erschwert. Dabei muss angemerkt werden, dass die Wohnbauförderung nun mehrheitlich 
mittleren und höheren Einkommensgruppen zugute kommt.

Für eine Einheitsfront gegen die Wohnungsmisere!

Die verschiedenen Organisationen der Linken und der Arbeiter*innenbewegung, die Gewerk-
schaften und die Mieter*innenvereinigungen müssen in einer gemeinsamen Einheitsfront 
für verschiedene Reformen in der Wohnungspolitik kämpfen um eine Verschlechterung der 
Lebensverhältnisse für die Arbeiter*innen, Arbeitslosen, Jugendlichen und Pensionist*in-
nen abzuwenden. In einer solchen Einheitsfront kämpfen wir für folgende Forderungen: 

»» Mittels eines gesetzlichen Basismietzinses und einer Mietzinsobergrenze muss die Teuerung 
unterbunden werden
»» Grundsteuer und Reparaturkosten müssen aus dem Betriebskostenkatalog gestrichen werden 

Kontrolle der Mietverträge und der Hausverwaltung durch Mieter*innenausschüsse
»» Ein öffentliches Wohnungsamt, kontrolliert von Gewerkschaften und Mietr*innenaus-

schüssen, muss den zu vermietenden und leerstehenden Wohnraum erfassen und anhand 
sozialer Kriterien zuteilen um ihn den marktwirtschaftlichen Mechanismen zu entziehen
»» Schaffung von ausreichendem Wohnraum durch eine öffentliche Wohnbauoffensive, finan-

ziert durch Besteuerung der Reichen und erleichterter Zugang zu diesen Wohnungen
»» Die Delogierung von Personen mit einem Einkommen unter der Armutsgefährdungsgrenze 

muss verhindert und in weiterer Folge verboten werden.

Die Kapitalist*innen und die ihnen treuen bürgerlichen Parteien werden mit allen Mitteln 
versuchen radikale Eingriffe in den Wohnungsmarkt zu verhindern. Zur konsequenten 
Umsetzung dieser Maßnahmen muss die Arbeiter*innenklasse in einer sozialistischen 
Revolution die politische Macht erobern. Der Arbeiter*innenstaat wird, gestützt auf Ar-
beiter*innen-demokratische Machtorgane wie Räte, Betriebskomitees und eine Arbei-
ter*innenmiliz, die wichtigsten Konzerne, die Banken, Immobiliengesellschaften und den 
Grund und Boden mit Ausnahme kleiner Liegenschaften durch Enteignung verstaatlichen 
und nach und nach die kapitalistische Profitlogik durch demokratische Planung zur Be-
dürfnisbefriedigung ersetzen.
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AUFBRUCH: 
WAS HEISST ANTIKAPITALISMUS?

Artikel aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 251, November 2017

Das Kampagnenprojekt „Aufbruch“ hat einen kleinen Schritt in die richtige Richtung 
gesetzt. Im Oktober wurde der Beschluss angenommen, dass es nun eine politische Or-
ganisation sei, dazu wurde noch ein antikapitalistisches Selbstverständnis angenommen. 
Damit kam man dem Bedürfnis nach, über ein loses Netzwerk von lokalen Gruppen und 
einzelnen Aktivist*innen hinauszugehen und gemeinsame inhaltliche Positionen zu ent-
wickeln. Damit sind aber noch keine Probleme gelöst: Die politische Unklarheit ist immer 
noch hoch und das Projekt befindet sich nach einem langen und kontinuierlichen per-
sonellen Niedergang in einer Existenzkrise. Aber nun sind zumindest Ansatzpunkte für 
programmatische Fortschritte gegeben, die für eine gesteigerte Handlungsfähigkeit und 
ein schärferes politisches Profil wichtig wären. Dafür müssen aber vor allem Antworten 
auf die Frage „Was heißt eigentlich Antikapitalismus?“ gefunden werden.

Was macht den Kapitalismus aus?

Oftmals wird Kapitalismus in erster Linie mit der extrem ungerechten Reichtumsvertei-
lung verbunden, dabei gibt es auch viel schlimmere „Nebeneffekte“ wie Krisen, Kriege 
und Umweltzerstörung, die mindestens genauso wichtige Elemente des Kapitlismus sind. 
Nichtsdestotrotz ist der Unmut über die Ungleichverteilung vollkommen gerechtfertigt: 
Im Jahr 2014 veröffentlichte der internationale Verbund von Hilfs- und Entwicklungs-
organisationen „Oxfam“ eine Studie, laut der die reichsten 85 Menschen so viel Vermö-
gen besitzen wie die arme Hälfte der Weltbevölkerung. Dieses Problem habe sich in den 
darauffolgenden Jahren noch verschärft, Schuld daran seien Steueroasen. Was für eine 
Rolle diese Einrichtungen zur Steuerhinterziehung spielen zeigen die aktuellen Enthül-
lungen der „Paradise Papers“. Allein der EU entgehen laut der „Süddeutschen Zeitung“ 
ein Fünftel der Einnahmen aus Unternehmenssteuern im Ausmaß von jährlich 60 Mil-
liarden Euro. Es drängt sich der Gedanke auf diese Steueroasen trocken zu legen, das 
Vermögen zu besteuern und damit nicht nur den Reichtum gerecht zu verteilen, son-
dern auch noch „Finanzierungsprobleme“ für Soziales, Entwicklung, Flucht und Umwelt  
zu lösen.

Blöder Weise gibt es dabei schon rein praktische Probleme: Die Gesetze selbst werden 
im Sinne der Reichen und Kapitalist*innen gemacht. Das liegt nicht nur daran, dass 
sie Einfluss haben und diesen in der Politik direkt und indirekt durchsetzen können. 
Es liegt vor allem daran, dass die bürgerliche Politik, also Politik die sich nicht gegen 
das Kapital an sich wendet, im Endeffekt zur Bedürfnisbefriedigung des Kapitals ge-
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zwungen ist. Nicht ohne Grund betreiben alle kapitalistischen Staaten einen ständigen 
Kampf zur Verbesserung des Wirtschaftsstandorts durch Lohndrücken, niedrige Steu-
ern auf Vermögen und Kapitalverwertung oder direkte und indirekte (z.B. Infrastruktur)  
Investitionssubventionen.

Noch blöder: Die Umverteilung von unten nach oben ist nicht einfach nur Zufall oder das 
Resultat schlechter Politik. Sie ist das Ergebnis der gewöhnlichen Kapitalverwertung. Der 
Zweck von Kapital selbst ist seine Vermehrung. Es wird investiert um am Ende mehr he-
raus zu schlagen, das Kapital also anzuhäufen (zu „akkumulieren“) nur so können Unter-
nehmen im Wettbewerb bestehen. Die individuelle Bereicherung ist praktisches „Neben-
produkt“. Bei dieser Akkumulation etwas abzuzweigen (z.B. Gewinnbesteuerung) oder ein 
Stück des durch Kapitalakkumulation individuell angehäuften Reichtums im Nachhinein 
umverteilen (z.B. Vermögenssteuer), bedeutet entweder die Umverteilung von unten nach 
oben etwas zu verlangsamen (aber nicht aufzuhalten) oder den Prozess der Kapitalverwer-
tung selbst aufzuhalten.

Antikapitalismus kann nur Sozialismus sein

Die Kapitalverwertung aufhalten kann nur funktionieren wenn das Kapital selbst aufge-
hoben wird, dafür muss das Privateigentum an Produktionsmitteln (Maschinen, Roh-
stoffe, Fabriken, etc.) abgeschafft werden. Denn solange das Kapital existiert, wird nach 
Wegen gesucht dieses zu vermehren und der ganze Kampf für eine gerechte Reichtums-
verteilung wird zum Kampf gegen Windmühlen. Wenn es kein Privateigentum an Pro-
duktionsmitteln geben soll, dann müssen die Produktionsmittel zu Gesellschaftseigentum 
werden, also zuerst einmal verstaatlicht werden. Auf diese Weise verschwinden die Ka-
pitalist*innen und mit ihnen der Interessensgegensatz zwischen ihnen und den (Lohn-)
Arbeiter*innen. Wie kann die Wirtschaft dann aber weiter geführt werden, ganze ohne 
Eigentümer*innen und deren Eigennutz? Eben durch bewusstes Eingreifen durch ge-
sellschaftliche Planung. Mit Planwirtschaft und klassenloser Gesellschaft sind wir aber 
schon beim Sozialismus. Anders kann Antikapitalismus auch nicht funktionieren. Blei-
ben die Produktionsmittel unangetastet, bleibt auch der Kapitalismus unangetastet. Wer-
den die enteigneten Produktionsmittel nicht in Gesellschaftseigentum übergeführt oder 
wird auf gesellschaftliche Planung verzichtet, dann werden sich über den Markt neue  
Kapitalist*innen entwickeln.

Sozialismus ist nicht Stalinismus

Die Erfahrungen mit dem „real existierenden Sozialismus“ in der Sowjetunion haben der 
sozialistischen Idee großen Schaden zugefügt und die bürgerlichen Medien, Intellektuel-
len und Politiker*innen wiederholen tagtäglich den Mythos, dass Sozialismus Parteidikta-
tur und Mangelwirtschaft bedeute. Viele Antikapitalist*innen vermeiden es deshalb, den 
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Sozialismus oder gar den Kommunismus in den Mund zu nehmen. Aber bessere Worte 
für die klassenlose, durch Gemeinschaftseigentum begründete Gesellschaft gibt es nicht, 
nicht weil deren Bedeutung für alle klar ist, sondern weil diese untrennbar mit der Ge-
schichte (einschließlich der Gegenwart) der Arbeiter*innenbewegung verbunden sind. 
Zu dieser Geschichte gehört auch die Sowjetunion und wenn man die Geschichte nicht 
wiederholen will, dann muss man auch die Lehren daraus ziehen, mit der Konsequenz 
den Sozialismus vom Stalinismus abzugrenzen statt neue Begriffe zu erfinden, die dem 
Problem ausweichen.

Dabei sind die Analysen der Sowjetunion von Leo Trotzki, der selbst neben Lenin der bedeu-
tendste Führer in der Oktoberrevolution war, sehr hilfreich. Für ihn ist der Sozialismus die 
Gesellschaftsordnung, die auf historischer Stufenleiter auf den Kapitalismus folgt, in der das 
Privateigentum an Produktionsmitteln abgeschafft ist, die Klassengegensätze verschwun-
den sind, der Staat als zentralisierter Machtapparat abstirbt und die Gesellschaft, sowie die 
soziale Not und materielle Ungleichheit mehr und mehr beseitigt wird, in den Kommunis-
mus übergeht, das heißt in eine freie Vereinigung von Menschen. Die Sowjetunion dagegen 
war weit davon entfernt den Kapitalismus auf historischer Stufenleiter abgelöst zu haben, 
im Gegenteil, sie war ein stecken gebliebenes Übergangsregime vom Kapitalismus zum 
Sozialismus, das den fortgeschrittenen kapitalistischen Mächten in Produktivität, Technik 
und Kultur hinten nach stand. In seinem Buch „Verratene Revolution“ meinte Trotzki des-
halb treffenderweise: „Anwendung sozialistischer Methoden auf die Lösung vorsozialisti-
scher Aufgaben, das ist das eigentliche Wesen des heutigen Wirtschafts- und Kulturwerks  
in der U.S.S.R..“

Aber Stalinismus ist nicht gleich Übergangsregime, Stalinismus ist auf gesellschaftlicher 
Ebene die bürokratisch entartete Form des Übergangsregimes, auf politischer Ebene die 
Politik im Sinne der stalinistischen Bürokratie. Der frühe Sowjetstaat blieb international 
isoliert und kämpfte in einem mehrjährigen Bürger*innenkrieg um‘s Überleben. In diesem 
Prozess gerieten die Räte („Sowjets“), also die demokratischen Machtorgane der Arbeiter 
und Arbeiterinnen, immer mehr in den Hintergrund, sie wurden abgelöst von der Verwal-
tung durch die verbürokratisierende Partei, die immer mehr mit dem Staat verschmolz. 
Die „Diktatur des Proletariats“, wie das Übergangsregime im Marxismus genannt wurde, 
wurde zur Diktatur der Parteibürokratie, zum „degenerierten Arbeiter*innenstaat“. Die 
Politik der internationalen kommunistischen Bewegung wurde von der Bürokratie der 
Ideologie des „Sozialismus in einem Land“ untergeordnet, womit die Bürokratie selbst 
zum größten Hindernis im Aufbau des Sozialismus wurde. Am Ende dieser Geschichte 
ging diese Herrschaften in fast allen stalinistischen Ländern selbst ins Lager der Kapi-
talist*innen über (z.B. auch in China) und installierten erneut den Kapitalismus, unter 
skrupelloser Selbstbereicherung.
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Wie können wir den Sozialismus erreichen?

Nachdem die Frage geklärt wurde, was die Alternative zum Kapitalismus sein soll und was 
der Sozialismus eigentlich ist und eben auch nicht ist, muss klare antikapitalistische Politik 
auch sagen, wie der Kapitalismus eigentlich zu überwinden und wie eine Entartung der 
Revolution zu verhindern sei.

Es wurde schon dargelegt, dass das Privateigentum an Produktionsmitteln aufgehoben 
werden muss um den Kapitalismus zu überwinden. Das muss natürlich als erstes ein po-
litischer Eingriff zur Verstaatlichung bzw. Enteignung sein. So etwas gegen die Macht der 
Kapitalist*innen durchsetzen kann nur die organisierte Macht der Arbeiter*innenklasse. 
Sie muss die Kapitalist*innenklasse als herrschende Klasse absetzen und selbst herrschen-
de Klasse werden, somit auch einen eigenen proletarischen Staat schaffen. Das kann aber 
nicht der bürokratisch-abgehobene kapitalistische Staat sein, denn die Arbeiter*innen 
müssen ihren Staat über ihre eigenen Machtorgane demokratisch kontrollieren und ihn 
deshalb von unten nach oben aufbauen. Das funktioniert nur in einer revolutionären 
Situation, in der eine große Masse an Arbeiter*innen in einen scharfen, unmittelbaren 
Konflikt mit dem herrschenden System geraten. Die Geschichte hat immer wieder ge-
zeigt wie in Revolutionen spontan sogenannte Räte als Gegenmacht zum kapitalistischen 
Staat entstehen. Die Arbeiter*innen, Arbeitslosen, Soldaten, etc. wählen in Massenver-
sammlungen in Stadtteilen, Betrieben, usw. ihre Vertreter*innen, die auf einer gewissen 
Ebene als Rat zusammentreten. Diese Räte müssen die Grundlage des neuen Staats sein 
und ihr Funktionieren ist auch das wichtigste Instrument, um eine Bürokratisierung  
zu verhindern.

Letztendlich ist der Übergang zum Sozialismus aber untrennbar mit der Frage verbun-
den, ob sich die Arbeiter*innenstaat ökonomisch gegenüber den kapitalistischen Ländern 
behaupten können, was nur möglich ist wenn sich die Revolution international ausbrei-
tet und insbesondere die fortgeschrittensten kapitalistischen Länder erfasst.Deshalb muss 
Antikapitalismus immer auch Internationalismus sein, das heißt die gemeinsamen Inter-
essen aller Arbeiter und Arbeiterinnen weltweit müssen über ihren einzelnen nationalen 
Interessen stehen. Das kann nur gewährleistet werden durch eine internationale Partei der 
proletarischen Revolution wie es schon die Erste, Zweite, Dritte und Vierte Internationale 
waren.
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AUFBRUCH: 
WELCHE LEHREN AUS DEM SCHEITERN?

Artikel/Diskussionsbeitrag aus Arbeiter*innenstandpunkt Nr. 256, Mai 2018

Aus der Perspektive des linken Aktivismus erschien das Jahr 2016 wie der Anbeginn eines 
Umbruchs. Es sollte ein wahrer Umbruch sein, eine Neuformierung der österreichischen 
Linken und eine Vereinigung links der SPÖ – ein „Aufbruch“. So nannte sich jedenfalls das 
Projekt das Anfang Juni 2016 mit einer Aktionskonferenz mit etwa 1.000 Besucher*innen 
ins Leben gerufen wurde. Wir, die Gruppe Arbeiter*innenstandpunkt, haben uns von An-
fang an, d.h. seit der Konferenz, am Aufbruch beteiligt und uns im Sinne einer revolutio-
när-marxistischen Programmatik eingebracht.

Vom Aufbruch ist heute noch kaum etwas übrig. Wir selbst haben unsere Tätigkeit formell 
im Februar 2018 eingestellt.Wie konnte es zu diesem Scheitern kommen? In Anbetracht 
der Tatsache, dass der Aufbruch vermutlich das größte linke Neuformierungsprojekt der 
letzten Jahrzehnte in Österreich war, hat sich die Linke kaum Rechenschaft über den Miss-
erfolg abgelegt. Eine Fahrlässigkeit, wie wir meinen, denn bekanntlich gilt: Wer aus der 
Geschichte nichts lernt, ist verdammt sie zu wiederholen.

„So wie bisher kann es nicht weiter gehen“

Das war der Titel der Aktionskonferenz und diese war ein erster Erfolg. Laut den Ver-
anstaltenden nahmen insgesamt etwa 1.000 Menschen aus allen Bundesländern teil. Im 
Aufruf zur Konferenz wurden gesellschaftliche Probleme benannt – Arbeitslosigkeit auf 
Rekordniveau, schlechte bezahlte und unsichere Jobs, Angriffe auf Mindestischerung und 
Pensionen, geschlechterspezifische Ungleichheit, hohe Mieten, Zwei-Klassen-Medizin, 
Rassismus gegen Geflüchtete sowie Bankenrettung und Kürzungspolitik. Die geplante 
Stoßrichtung wurde vage umrissen:

    „Wir wollen uns zusammentun und gemeinsame, solidarische Antworten auf die vielen 
Missstände und Krisen geben. […] Was uns verbindet ist der Kampf für einen Kurswechsel, für 
soziale Sicherheit und eine neue Art des Wirtschaftens, für ein menschenwürdiges und gutes 
Leben für alle. […] Brechen wir das System auf, das daran schuld ist. Bauen wir die neue Kraft 
auf, die dafür nötig ist.“ („Aufruf zur Aktionskonferenz“, https://aufbruch.or.at/de/aufbruch/) 

Diese vagen Formulierungen waren natürlich beabsichtigt um eine breite Beteiligung zu 
erzeugen. Dementsprechend blieben wichtige Fragen offen, zumal sie erst in unbestimm-
ter Zukunft geklärt werden sollten. Was ist denn bitteschön ein „neues Wirtschaften“ und 
„ein menschenwürdiges und gutes Leben für alle“ und was meint man mit dem „System“ 
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und der „neue Kraft“ mit der man dieses „aufbrechen“ wolle? Hinter diesen Phrasen ver-
borgen standen letztlich jene, ob man den Kapitalismus überwinden oder nur verbessern 
möchte und ob man nur ein Netzwerk oder doch eine Organisation oder gar eine Partei 
brauche – Fragen zu denen viele Menschen im Aufbruch sehr unterschiedliche Herange-
hensweise hatten.

Wir haben mit einem Flugblatt für die Aktionskonferenz versucht eine Diskussion über 
diese Fragen anzustoßen und Klarheit in diese Fragen zu bringen, was uns von Seiten der 
Organisator*innen durch ein Verteilverbot erschwert wurde. In unserem Flugblatt beton-
ten wir die politischen Notwendigkeiten, an denen sich der Aufbruch orientieren müsse:

    „Um die Gesellschaft zu verändern muss man sie erst einmal beim Namen nennen: Kapita-
lismus. […] Um eine gerechte Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unterdrückung zu schaffen, 
muss man den Kapitalismus überwinden. Und nicht nur das, wenn wir im hier und heute 
für Verbesserungen innerhalb des Systems kämpfen, stoßen wir schnell an die Gesetze und 
die reale Macht der Reichen. Unsere eigene Macht kann nur aus der Arbeiter*innenklas-
se kommen, denn sie kann mit Streiks das System der Profitmacherei unterbrechen und sie 
kann die Kontrolle über die Produktion übernehmen und sie den Kapitalist*innen entreißen. 
[…] Deshalb ist ein Programm zur gesellschaftlichen Veränderung notwendig, das sich auf 
die verschiedensten Bereiche des gesellschaftlichen Lebens bezieht und den Weg zur Mach-
teroberung der Arbeiter*innen aufzeigt. […] Am Ende unseres Weges muss der Aufbau einer 
antikapitalistisch-sozialistischen Arbeiter*innenpartei stehen.“ („Den Aufbruch wagen heißt 
auch nach der Orientierung fragen“, http://arbeiterinnenstandpunkt.net/?p=2157)

Tatsächlich waren bei der Konferenz und danach ganz unterschiedliche politische Ak-
teur*innen am Werk. Von ehemaligen Sozialdemokrat*innen, über Aktivist*innen von 
Attac, Jungen Grünen, Anarchist*innen, sich links Politisierenden, KPÖler*innen bis zu 
Trotzkist*innen. Federführend im Entstehungsprozess war die „Mosaik“-Linke (Mosaik 
ist ein Politblog), selbst wieder ein Sammelbecken verschiedener Linker mit linksrefor-
mistischem Einschlag. Die Motivation der darin treibenden Kräfte war wohl die Formie-
rung einer neuen Linkspartei, für die der Aufbruch das Mittel zum Zweck sein sollte. Die-
se Perspektive wurde aber kaum in den Aufbruch hinein getragen und sollte nicht die 
unmittelbare Ausrichtung sein. Das vorläufige Ziel war eine „Organisierungskampagne“, 
d.h. eine breite politische Kampagne zum Aufbau lokaler Gruppen von Aktivist*innen. Sie 
sollte die „soziale Frage“ adressieren, denn nur dadurch könne man den gesellschaftlichen 
Rechtsruck bekämpfen.

Eine solche Kampagne wurde dann auch unter dem Titel „Wir können uns die Reichen 
nicht mehr leisten!“ beschlossen und es wurden über 30 Lokalgruppen ins Leben gerufen, 
die meisten in Wien, aber auch beispielsweise in Graz, Salzburg und anderen Städten. Die 
Kampagne sollte der Reihe nach die Themen Reichtum,Wohnen, Arbeit sowie Gesund-
heit & Soziales beinhalten und in eigenen Themengruppen wollte man Positionen dazu 
erarbeiten. In regelmäßigen Abständen gab es dann Konferenzen mit Delegierten („Pla-
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nungstreffen“) der Gruppen, auf denen die wichtigsten Ausrichtungen und Positionen 
beschlossen wurden sowie eine „Koordination“ als organisatorisch anleitendes Gremium 
gewählt wurde.

Kampagnentätigkeit

Nun mussten sich die Gruppen abseits der Konferenz konstituieren, die Aktivist*innen 
sich kennen lernen und eine Tätigkeit entfalten. Ein Problem war dabei, dass noch über-
haupt keine zentrale Tätigkeit entfaltet werden konnten. Die Lokalgruppen fokussierten 
sich also auf unabhängige lokale Aktivitäten, manchen gelang das, anderen nicht. Das war 
zu einem gewissen Grad unvermeidlich – dass aber die Kampagne erst in gemeinsamer 
Form durch bundesweite Aktionstage vom 27.-29. Oktober durchgeführt wurde war kein 
Zeichen unvermeidlicher Anlaufprobleme. Noch dazu waren die Aktivitäten klein und 
zersplittert und selbst die zentralen Aktionen schwach, insgesamt waren an den Aktions-
tagen vermutlich bundesweit weniger als 100 Leute beteiligt. Warum ist es dazu gekom-
men? Einerseits weil die Kampagne zu wenig als zentrale, gemeinsame Tätigkeit begriffen 
wurde. Ihre Entstehung „von unten“ und die autonome, lokale Betätigung der Gruppen 
wurde stets überbetont und die Koordination sah sich nicht als anleitendes, vorantreiben-
des Gremium. Zusätzlich dauerte die Ausarbeitung der Kampagnenpläne viel zu lange. Im 
Nachhinein betrachtet wäre es notwendig gewesen schon auf der Aktionskonferenz die 
Eckpunkte einer konkreten Kampagne festzulegen. Es gab aber noch einen „politischeren“ 
Grund. Es gab nämlich neben dem Kampagnenslogan so gut wie keine konkreten Forde-
rungen, um die die Gruppen eine Tätigkeit entfalten hätten können. Statt dessen wurden 
vor allem Gruppendiskussionen und inhaltsleere Kleinaktionen durchgeführt. Der Auf-
bruch als kollektives Projekt war nicht handlungsfähig.

Notwendigkeit einer Führung

Was wäre also für ein kollektives Handeln notwendig gewesen? Die demokratisch gewähl-
te Koordination hätte eine Führungsrolle einnehmen müssen statt sich auf die organisato-
rische Koordination der Gruppen zu beschränken. Sie hätte klare Vorschläge für die Ar-
beit des Aufbruch ausarbeiten, den Gruppen zur Diskussion und den Planungstreffen zum 
Beschluss vorlegen müssen. Natürlich wären sich, angesichts der heterogenen politischen 
Zusammensetzung des Aufbruchs, die sich zwangsläufig auch in der Koordination wider-
spiegeln musste, nicht alle einig gewesen. Das wäre aber auch nicht so schlimm gewesen, 
denn man hätte ja durchaus auch unterschiedliche Vorschläge zur Diskussion stellen und 
auf den Planungstreffen Mehrheitsentscheidungen fällen können. Eine solche Führungs-
rolle der Koordination (ein anderer Name wäre dann wohl angebracht gewesen) wäre auch 
nicht im Widerspruch zur Eigeninitiative und Eigenaktivität des Aufbruchs gestanden. 
Im Gegenteil, die Koordination hätte die kollektive Arbeit des Aufbruch vorangetrieben, 
den einzelnen Gruppen eine praktische Perspektive innerhalb eines kollektiven Rahmens 
gegeben, die demokratische Auseinandersetzung beflügelt und über all das die Einzelakti-
vitäten vorangetrieben.
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All das Gesagte trifft auch auf die Ausarbeitung von Forderungen zu. Natürlich hätte das 
die Tätigkeit der Themengruppen hinterfragt. Aber man hätte sie ja auch nicht auflösen 
müssen, sie hätten der Koordination wichtige Inputs geben können. Wie auch immer, es 
war notwendig eine gemeinsame politische Basis zu entwickeln um für konkrete Anliegen 
zu kampagnisieren. Denn die Kampagnen mussten ohnehin mit Inhalten gefüllt werden. 
Nach den negativen Erfahrungen mit der Reichtum-Kampagne haben wir versucht diesen 
Gedanken stärker in den Aufbruch einzubringen. In einem Diskussionbeitrag im Jänner 
2017 schrieben wir:

    „Inhaltlich konnten wir sowohl in der Reichtumskampagne als auch in den lokalen Grup-
penaktivitäten beobachten, wie schwierig eine ernsthafte Aktivität ist, wenn es kaum klare 
Positionen und Strategien gibt um die herum wir aktiv werden können. Nun ist der Aufbruch 
keine Partei und kein Propagandaverein sondern eine Organisation zur Umsetzung einer 
Kampagne. Aber jede Kampagne braucht klare Forderungen und Vorschläge zum Handeln.“ 
(„Ein halbes Jahr ‚Aufbruch‘“, http://arbeiterinnenstandpunkt.net/?p=2391)

Das wäre die Grundlage gewesen für die Entwicklung einer Programmatik, die die kol-
lektive Handlungsfähigkeit erhöht hätte und die Basis für die Legitimität einer politischen 
Führung gewesen wäre – eine Voraussetzung für ein ernsthaftes und effizientes Eingreifen 
in neue politische Entwicklungen.

Die Kampagne „Wohnen“

Der nächste „Kampagnenbaustein“ wurde mit März 2017 auf das Thema „Wohnen“ unter 
dem Slogan „Kein Profit mit dem Wohnraum!“ festgelegt. Auch hier war es leider nicht 
möglich schlagkräftig in Erscheinung zu treten, aber die Aktivität hat besser funktioniert 
als noch beim Thema „Reichtum“. Das lag auch daran, dass die Koordination stärker an 
der Ausarbeitung und Umsetzung beteiligt war. So konnte man am Höhepunkt der Kam-
pagnenphase immerhin eine Demonstration in Wien mit 200 Menschen veranstalten. 
Aber auch hier schaffte man es nicht ernsthaft über einen Slogan hinauszugehen, auch 
wenn es Forderungen gab wie eine öffentliche Wohnbaufinanzierung. Denn „Kein Pro-
fit mit dem Wohnraum“ kann nur auf die Abschaffung des privaten Wohnungsmarktes 
hinauslaufen. Was das jedoch impliziert, wie es zu erreichen sei und was die Alternative 
wäre war aber keineswegs klar. Die Gruppe Arbeiter*innenstandpunkt hat in dieser Zeit 
versucht Forderungen in den Aufbruch hinein zu tragen. Das haben wir in verschiedenen 
Lokalgruppen und Veranstaltungen mit Redebeiträgen und mit unseren Publikationen 
versucht. Für das Thema „Wohnen“ mussten wir allerdings selbst erst eine grundlegende 
Programmatik erarbeiten. Diese dann in zusammenhängender Weise darzulegen ist uns 
erst mit unserer Juli/August Ausgabe der Zeitung gelungen. („Grundzüge sozialistischer 
Wohnungspolitik“, http://arbeiterinnenstandpunkt.net/?p=2717)
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Neuwahlen

Als im Mai 2017 Reinhold Mitterlehner als Vizekanzler und ÖVP-Chef zurücktrat und 
daraufhin Sebastian Kurz die Partei übernahm, war klar, dass die neue Entwicklung auf 
Neuwahlen hinauslief. Wir hatten auf diese Gefahr schon Anfang des Jahres in unserem 
Diskussionsbeitrag hingewiesen und eine programmatische Klärung für ein mögliches 
Wahlprojekt gefordert:

    „Auf mögliche Neuwahlen im Jahr 2017 müssen wir vorbereitet sein. Der rechte Kurz-Lo-
patka Flügel in der ÖVP orientiert sich auf eine blau-schwarze Allianz. Auch Kräfte in der 
SPÖ, aus Gewerkschaftskreisen oder in Burgenland, favorisieren eine Koalition mit der FPÖ 
gegenüber Rot-Schwarz. Aber auch wenn es nicht zu Neuwahlen kommt, der reguläre Wahl-
termin 2018 ist nicht sehr weit. […] Der Schritt in Richtung einer Kandidatur geht nicht ohne 
Umwandlung des Aufbruchs in eine Wahlplattform. Das wäre, falls es unsere Kräfte erlauben, 
auch wichtiger Zug, ein erfolgreicher Wahlantritt könnte dem Aufbruch die Aufmerksamkeit 
und den Zustrom bescheren, der uns bisher in unserer Kampagne verwehrt blieb. […] Eine 
Kandidatur wirft natürlich programmatische Fragen auf die es zu beantworten gilt. Davor 
sollten wir auch nicht zurückschrecken weil wir dabei auf Meinungsverschiedenheiten stoßen 
werden. Um eine programmatische Klärung kommt der Aufbruch nicht umhin und es ist 
eine Illusion zu glauben, der Aufbruch könne erfolgreich werden wenn er politisch nach dem 
kleinsten gemeinsamen Nenner handelt. […] So wie die Dinge stehen droht der Aufbruch 
von den politischen Entwicklungen überrollt zu werden falls es zu Neuwahlen kommt und 
seien sie erst im Oktober und nicht im Mai. Wir müssen uns also entscheiden und zwar jetzt: 
Wahlantritt ja oder nein?“ („Ein halbes Jahr ‚Aufbruch‘, http://arbeiterinnenstandpunkt.
net/?p=2391)

Unseren begrenzten Möglichkeiten entsprechend wurde unsere Meinung aber ignoriert. 
Als die Neuwahlen dann allerdings fix waren brach im Sommer eine Diskussion im Auf-
bruch darüber aus ob man ein Wahlprojekt gemeinsam mit der KPÖ gründen solle oder 
nicht. Obwohl die Zeit dafür schon etwas spät war traten wir im Aufbruch weiterhin für 
ein solches Wahlprojekt ein um damit eine sichtbare Kampagne zu den Nationalratswah-
len zu verbinden und eine programmatische Klärung im Aufbruch voranzutreiben. Auf 
einem Planungstreffen wurden die unterschiedlichen Vorstellungen zur Abstimmung ge-
bracht, bei der die Position des Wahlprojekts eine knappe Minderheit erhielt. Die Mehr-
heit war entweder prinzipiell dagegen (wobei das der kleinere Teil war) oder hielt das 
Projekt in der kurzen Zeit für unrealistisch. Statt dessen wollte man eine Kampagne zu den 
Wahlen ohne Antritt fahren. Unsere Einwände wurden darin bestätigt, dass diese Kampa-
gne erstens vollkommen unterging, nicht aber nur weil die politische Aufmerksamkeit bei 
den antretenden Parteien lag, sondern auch weil sich der Aufbruch mangels politischer 
Grundlage nicht in den Wahlen positionieren konnte. Das hatte sogar zur Konsequenz, 
dass einige Leute für die KPÖ+ kandidierten.
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Einheitsfront versus Umgruppierung?

Eine Frage die uns und andere Aktivist*innen immer wieder beschäftigte war die Frage 
was denn der Aufbruch eigentlich sei bzw. unserer Vorstellung nach sein sollte? Geht es 
nun darum eine neue linke Organisation oder Partei zu formieren oder geht es nur um 
eine gemeinsame Kampagne? Für uns lautete die Frage also, ist der Aufbruch eine Ein-
heitsfront zur Durchführung einer Kampagne, d.h. eine Zusammenarbeit getrennter poli-
tischer Kräfte für gemeinsame beschränkte Ziele, oder ist der Aufbruch eine Umgruppie-
rung, die über diesen Einheitsfrontcharakter hinaus geht? Letztlich war diese Frage aber 
nicht in dieser Form als Entweder-Oder zu stellen. Der Aufbruch war eine Einheitsfront 
zur Durchführung einer Kampagne aber er war auch eine Einheitsfront zum Aufbau einer 
neuen politischen Organisation. In unserem Verständnis war die Klärung dieser Frage 
deshalb wichtig, weil wir für die politische Grundlage einer Einheitsfront nicht unser vol-
les, eigenes Programm vorschlagen, sondern von einer beschränkten gemeinsamen po-
litischen Grundlage für die Zuspitzung des Kampfes und der Forderungen in Richtung 
unseres Programms eintreten. In einer Umgruppierung aber, wo es um den Aufbau einer 
gemeinsamen politischen Organisation geht, muss eine marxistische Organisation um ein 
revolutionäres Programm als politische Grundlage kämpfen. Letztlich zeigten die Wahlen 
schon die Notwendigkeit auf, über die Kampagne hinauszugehen.

Antikapitalistische Organisation

Leider war es absehbar, dass die Ablehnung des Wahlprojets den schleichenden Nieder-
gang des Aufbruchs beschleunigen würde. Eine Gruppe mit zentraler Beteiligung der 
Revolutionär Sozialistischen Organisation (RSO) versuchte deshalb ein Programm und 
ein Statuts über eine Arbeitsgruppe zu organisieren. Tatsächlich handelte es sich bei dem 
Entwurf aber nicht ein Programm sondern um einen Forderungskatalog. Wir haben ver-
sucht diesen Prozess durch den Vorschlag eines Selbstverständnisses zu beeinflussen, um 
die wichtigsten Fragen revolutionär-sozialistischer Politik zur Diskussion zu stellen. Darin 
vertraten wir die Auffassung, dass der Kapitalismus revolutionär durch die Arbeiter*in-
nenklasse überwunden werden sollte:

    „Das System das wir meinen heißt Kapitalismus. Ausbeutung, Umweltzerstörung, Krieg 
und soziale Unterdrückung sind nicht einfach nur die Resultate der Handlungen schlechter 
Menschen – all diese Probleme sind unauflöslich mit diesem System verbunden. […] Der „Re-
alsozialistismus“, in Wahrheit eine stalinistische Karikatur des Sozialismus, ist gescheitert. 
Doch der Kapitalismus stößt an seine Grenzen. Immer wieder kracht das System in sich zu-
sammen um sich nach der nächsten zerstörerischen Krise erneut aufzubäumen. Die überwäl-
tigende Mehrheit der Weltbevölkerung hat kein Interesse an dieser Systemerhaltung, immer 
mehr erkennen die Notwendigkeit einer Alternative. Eine solche Alternative ist möglich denn 
der moderne Kapitalismus hat die Möglichkeiten über materielle Grundversorgung hinaus 
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auf weltweiter Ebene längst geschaffen. Vor allem hat er aber jene soziale Kraft geschaffen, die 
ihm den Todesstoß versetzen kann – die moderne arbeitende Klasse. […] Wenn sie es möchte 
kann sie den Kapitalistinnen und Kapitalisten die Kontrolle über die Produktionsmittel ent-
reißen und die Wirtschaftsweise nach sozialen und demokratischen Kriterien umorganisie-
ren. Dazu ist eine Revolution gegen die Übermacht der Reichen und Mächtigen nötig, an die 
Stelle des abgehobenen kapitalistischen Staats muss die rätedemokratische Selbstverwaltung 
treten.“

Der Vorschlag wurde von der Arbeitsgruppe umgangen, das Projekt des Programms wur-
de aber vorläufig durch ein eigenes Selbstverständnis ersetzt. Dieses sprach zwar von der 
Überwindung des Kapitalismus , es gab aber keine Auskunft darüber welche Rolle die 
Arbeiter*innenklasse dabei spielen solle und durch was der Kapitalismus zu ersetzen sei. 
Stattdessen benötige die Überwindung des Kapitalismus „Kritik und Diskussion in der 
ganzen Gesellschaft“. Dieses Selbstverständnis wurde gemeinsam mit einem Statut auf ei-
nem Planungstreffen im Oktober zur Abstimmung vorgelegt, beides sollte den Aufbruch 
formell in eine antikapitalistische Organisation umwandeln. Wir versuchte, dieses Selbst-
verständnis im Sinne unseres eigenen Vorschlags an die Arbeitsgruppe abzuändern. Dabei 
wurden die meisten Vorschläge abgelehnt, nur ein Bekenntnis zur sozialistischen Gesell-
schaft alternativ zum Kapitalismus erhielt eine knappe Mehrheit („Selbstverständnis von 
Aufbruch“, https://aufbruch.or.at/selbstverstaendnis/).

Zu diesem Zeitpunkt waren bundesweit keine 100 Personen mehr im Aufbruch aktiv. 
Für uns war deshalb klar, dass der Aufbruch trotz eines bescheidenen Schrittes vorwärts 
gescheitert war. Nachdem unsere Politik außerhalb unserer eigenen Organisationskreise 
nur wenig Unterstützung erhalten hatte war klar, dass wir uns aus dem Projekt zurück-
ziehen würden. Trotzdem setzten wir noch Hoffnungen darauf, dass der Aufbruch eine 
größere Widerstandskonferenz unterschiedlicher linker Organisationen, Initiativen und 
Aktivist*innen initiieren könnte, um eine breite Einheitsfront gegen die schwarz-blaue 
Regierung zu bilden. Immerhin hatten wir mit anderen noch auf dem Planungstreffen 
für eine solche Konferenz gekämpft und der Plan einer Widerstandskonferenz wurde be-
schlossen. Der fortgeschrittene Niedergang des Aufbruch einerseits und die kurzzeitige 
Zusammenarbeit linker Kräfte (mit der die Möglichkeit und Notwendigkeit nicht mehr 
gegeben schien) für den Protest am Tag der Regierungsangelobung haben diesen Plan 
leider untergraben.

Schlussfolgerungen

Der Aufbruch hat gezeigt, dass linke Vereinigung kein Selbstzweck sein kann und ohne 
Programm auch nicht erfolgreich sein kann. Für eine revolutionär-marxistische Organi-
sation ist deshalb notwendig in einer solchen Umgruppierung für ein revolutionäres Pro-
gramm zu kämpfen. Für uns als Gruppe Arbeiter*innenstandpunkt war das von Anfang an 
klar. Trotzdem müssen wir gerade an dieser Stelle Selbstkritik üben. Wir haben zwar von 
Anfang an die Notwendigkeit eines programmatischen Klärungsprozesses betont, haben 
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aber über den ganzen Zeitraum unserer Arbeit im Aufbruch keinen eigenen Programm-
vorschlag formuliert. Das lag daran, dass es lange Zeit formell keinen programmatischen 
Klärungsprozess gab. Als dann aber nach dem Sommer 2017 die Frage eines Programms 
selbst aufgeworfen wurde, konnten wir nicht auf einen solchen Vorschlag zurückgreifen 
und mussten uns mit dem sehr kurzfristigen Einbringen eines Selbstverständnisses be-
gnügen. Die Alternative wäre auch nicht gewesen ultimatistisch auf die Annahme eines 
kommunistischen Programms zu drängen. Aber es wäre notwendig gewesen unsere Vor-
stellungen klarer und möglichst von Anfang an zur Diskussion zu stellen und Unterstüt-
zer*innen dafür zu sammeln, statt auf einen formellen Klärungsprozess zu vertrauen. Wir 
müssen an dieser Stelle leider auch betonen, dass wir angesichts unserer geringen Kräfte 
kaum in der Lage gewesen wären, die politischen Auseinandersetzung besser zu führen. 
Weitaus stärkere Kritik üben wir deshalb an den anderen beteiligten Gruppen mit trotzkis-
tischem Anspruch, namentlich an die RSO und die Sozialistische Linkspartei (SLP). Beide, 
aber in ausgeprägterer Weise die SLP, haben weder eine revolutionäre Programmatik ein-
gebracht noch einen Kampf um die Führung im Aufbruch geführt.

Abseits davon haben wir uns auch in Bezug auf die Kampagnen zu stark zurück gehalten. 
Es wäre notwendig gewesen für die Kampagnenbausteine in Form von Anträgen geeignete 
Forderungen und Aktionen zur Diskussion und Abstimmung zu stellen. Damit hätte man 
den Aufbruch schneller auf eine geeignete politische Grundlage stellen und die Notwen-
digkeit einer politischen Führung aufzeigen können.

Es geht hier aber nicht in erster Linie um unsere eigenen Versäumnisse oder die der restli-
chen radikalen Linken. Es geht hier um Lehren allgemeinerer Natur, die die gesamte Linke 
und die Arbeiter*innenbewegung im Allgemeinen betreffen. Diese möchten wir hier in 
Form knapper Thesen zusammenfassen:

1.  Eine Kampagne kann als Einheitsfront geführt werden um in eine politische Umgrup-
pierung übergeführt zu werden.
2.  Damit die Kampagne erfolgreich geführt und zur Grundlage einer Umgruppierung 
werden kann, muss sie auf klaren politischen Forderungen begründet sein.
3.  Die Umgruppierung muss unter einer rechenschaftspflichtigen und abwählbaren Füh-
rung stehen, um praktisch handlungsfähig zu sein und den Umgruppierungsprozess vor-
wärts zu bringen.
4.  Die Umgruppierung muss einen demokratischen Rahmen zur Klärung pogrammati-
scher Fragen und Fragen der politischen Organisierung gewährleisten um einen fairen 
und transparenten Diskussions- und Entscheidungsprozess zu ermöglichen.

Wir fordern alle linken Kräfte und Organisationen der Arbeiter*innenbewegung, insbe-
sondere die am Aufbruch beteiligten Kräfte auf, mit uns gemeinsam die Lehren aus dem 
Scheitern des Aufbruchs zu diskutieren. Wenn gemeinsame Schlussfolgerungen daraus 
gezogen werden können, waren unsere Bemühungen keinesfalls umsonst.
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Der Arbeiter*innenstandpunkt ist eine internationalistische, kommunistische Organisa-
tion. Unser Ziel ist die Schaffung einer klassenlosen Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. Diese Gesellschaft kann nicht durch stetige Reformen 
erreicht werden, sondern erfordert einen radikalen, revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heutigen kapitalistischen Zuständen. Deshalb unterstützen wir 
alle Kämpfe, Aktionen und Forderungen, die die Interessen der arbeitenden Bevölkerung 
zum Ausdruck bringen und die Keimform einer größeren, zukünftigen Arbeiter*innenbe-
wegung sind. Wir unterstützen jeden Kampf, sei er auch noch so klein, um die Lebensbe-
dingungen hier und jetzt zu verbessern!

Der Sozialismus, für den wir kämpfen, kann nur international geschaffen werden. Die ele-
mentaren Bestandteile und Forderungen – wie das Recht auf Nahrung, weltweiter Frieden 
oder eine solidarische Aufteilung der Arbeit auf alle Menschen – können nicht im natio-
nalen Rahmen bestehen und verbinden die werktätige Bevölkerung auf der ganzen Welt 
miteinander. Wir haben daher nichts mit den Regimen des ehemals „real existierenden 
Sozialismus“ gemein. In diesen Staaten herrschte nicht das arbeitende Volk, sondern eine 
bürokratische Kaste, die das Proletariat unterdrückte und sich selbst bereicherte. Die ka-
pitalistischen Herrschaftsformen, ob parlamentarische Demokratien oder offene Diktatu-
ren, schützen hingegen die Macht der Elite aus Kapitalisten und Kapitalistinnen. Deshalb 
treten wir für eine Rätedemokratie ein, d.h. die demokratische Machtausübung der Arbei-
terinnen und Arbeiter selbst durch direkte Wahl und Abwahl von Delegierten, auf die sich 
die Regierung, die Staatsgewalt und sämtliche Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind wir in sozialen Bewegungen und Klassenkämpfen ak-
tiv und kämpfen dort für ein Programm im Sinne der gesamten Arbeiter*innenklasse. In 
Großbetrieben bilden wir Betriebsgruppen und organisieren Betriebstreffen und Kampa-
gnen gegen die aktuelle Kürzungs- und Sparpolitik der Bosse aus Wirtschaft und Politik. 
Auf dieser Basis üben wir Kritik an der Gewerkschaftsbürokratie, die im Sinne der Sozi-
alpartnerschaft schon lange nicht mehr konsequent für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den Gedanken der Gewerkschaft nicht verwerfen, denn als 
Institution der Lohnabhängigen selbst ist sie ein Kampfinstrument gegen die Ausbeutung 
durch das Kapital. Wir treten dabei ein für eine Demokratisierung der Gewerkschaften 
und eine Entmachtung der Bürokratie durch den Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, die politischen und ökonomischen Teilkämpfe, z.B. 
am Arbeitsplatz, mit einer allgemein-politischen Perspektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Arbeiter*innenklasse zur Einsicht in ihr gesamtgesell-
schaftliches Klasseninteresse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich unzählige Opfer und zerstört Menschenleben – durch 
Hunger, Krieg und Unterdrückung. Es ist an uns, diesem System etwas Neues entgegenzu-
setzen. Kämpfe mit uns für den Aufbau einer neuen Partei der sozialistischen Revolution.



Am 3. und 4. Juni 2016 versammelten sich an die 1.000 Menschen 
in einer Aktionskonferenz, um eine neue linke Organisierung zu 
wagen. Der „Aufbruch“ beschrieb sich selbst als eine „Organisie-
rungskampagne“, welche bundesweit mit lokalen und regionalen 
Gruppen politische Aktivitäten durchführen sollte, unter dem Mot-
to „Wir können uns die Reichen nicht mehr leisten!“.

Obwohl so viele Menschen organisiert und politisch aktiv wurden, 
konnte der Aufbruch keine erfolgreiche Dynamik entfalten. Nach 
1½ bis 2 Jahren war das Projekt de facto gescheitert. Die Gruppe Ar-
beiter*innenstandpunkt hat sich von der Aktionskonferenz an am 
Aufbruch beteiligt und sich im Sinne einer revolutionär-sozialisti-
schen Politik eingebracht.

Im Laufe unserer Beteiligung haben wir mehrere Artikel und Dis-
kussionsbeiträge veröffentlicht, die wir hier in gesammelter Form 
abdrucken. Wir hoffen, dass wir damit einen wichtigen inhaltlichen 
Beitrag für Versuche linker Neuformierung leisten können.
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